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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine
MEHLGARTEN-LINTNER als Einzelrichterin über die Beschwerde von 1. XXXX ,
geb.  XXXX und 2. XXXX , geb. XXXX , beide StA. Demokratische Republik Kongo,
gegen die Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom
01.12.2016, Zl. 1075949301-150773155 (ad 1.) und Zl. 1075949203-150773223 (ad
2.) nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 26.11.2019 zu Recht
erkannt:

A)

I.	Die Beschwerde wird gemäß §§ 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3 und 57 AsylG, § 9
BFA-VG, §§ 46, 52 und 55 FPG als unbegründet abgewiesen.

II.	Gemäß § 55 Abs. 2 und 3 FPG wird die Frist für die freiwillige Ausreise bis zum
30.06.2020 festgesetzt.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:

1.1. Die Erstbeschwerdeführerin ist die Mutter der zum Antragszeitpunkt noch
minderjährigen, zum nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt volljährigen
Zweitbeschwerdeführerin. Beide Beschwerdeführerinnen sind Staatsangehörige der
Demokratischen Republik Kongo und stellte die Erstbeschwerdeführerin nach legaler
Einreise in das österreichische Bundesgebiet für sich und als gesetzliche Vertreterin
der damals noch minderjährigen Zweitbeschwerdeführerin am 01.07.2015 die
gegenständlichen Anträge auf internationalen Schutz.

1.2. Im Rahmen ihrer Erstbefragung vor einem Organ des öffentlichen
Sicherheitsdienstes am 06.07.2015 gaben die Beschwerdeführerinnen
übereinstimmend an, dass sie am XXXX .06.2016 mit dem Flugzeug legal in Besitz
eines Visums von Kinshasa aus über Brüssel nach Wien gereist seien.

Zu ihrem Fluchtgrund brachte die Erstbeschwerdeführerin vor, sie sei am  XXXX  bei
ihrer Arbeit als Krankenschwester in der chirurgischen Abteilung des
Zentralkrankenhauses in Kinshasa gewesen, als sie und ihre Kollegen in die
Notaufnahme gerufen worden seien. Am selben Tag habe es einen Protestmarsch
von Studenten gegen eine dritte Amtszeit von Präsident Joseph Kabila gegeben und
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seien mehr als 100 Verletzte und auch Tote in die Notaufnahme des Krankenhauses
gebracht worden. Im April habe es Zeitungsberichte über die Existenz von
Massengräbern gegeben, in denen man die Opfer dieser Demonstration begraben
habe. Die Erstbeschwerdeführerin sei zu dieser Sache im April befragt worden und
habe ausgesagt, dass sie "das" mit eigenen Augen gesehen habe. Da man diese
Tatsache jedoch offiziell habe verleugnen wollen, habe sie Probleme mit der
Regierung bekommen und habe das Land verlassen müssen. Außerdem lebe ihr
Bruder namens XXXX , geb. XXXX , in Österreich. Er arbeite als katholischer Pfarrer
und besitze bereits die österreichische Staatsbürgerschaft. Ferner sei die
Zweitbeschwerdeführerin sehr krank und könne nur in Österreich ausreichend
versorgt werden.

Die Zweitbeschwerdeführerin brachte zu ihrem Fluchtgrund vor, dass ihre Mutter (=
die Erstbeschwerdeführerin) Probleme mit der Regierung habe, da sie Angaben zu
Massengräbern gemacht habe, die die Regierung verleugnen wolle. Außerdem sei
die Zweitbeschwerdeführerin sehr krank und könne nur in Österreich ausreichend
medizinisch versorgt werden. Ferner lebe ihr Onkel als katholischer Pfarrer in
Österreich und besitze schon die österreichische Staatsbürgerschaft.

1.3. Im Akt der Erstbeschwerdeführerin findet sich eine Kopie ihres Reisepasses mit
der Nummer XXXX , ausgestellt am XXXX .01.2014. Aus diesem Reisepass ist ein
tansanisches Visum mit einer Gültigkeit von XXXX .12.2014 bis XXXX .01.2015
ersichtlich. Gemäß den Ein- und Ausreisestempeln im Pass der
Erstbeschwerdeführerin reiste diese am XXXX .12.2014 aus der D.R. Kongo aus und
in Tansania ein sowie am XXXX .01.2015 aus Tansania aus und wieder in die
Demokratische Republik Kongo ein (vgl. AS 65 im Akt der Erstbeschwerdeführerin ).
Darüber hinaus findet sich ein weiterer Ausreisestempel aus der D.R. Kongo vom
XXXX .06.2015. Ferner ist in diesem Reisepass ein belgisches Schengen-Visum,
gültig von XXXX .05.2015 bis XXXX .07.2015, angebracht und ist ein
Einreisestempel des Flughafens Brüssel mit dem Datum XXXX .06.2015 erkennbar.

Gemäß einer vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl beauftragten
urkundentechnischen Untersuchung durch das Bundeskriminalamt vom 22.02.2016
handelt es sich bei dem tansanischen Visum um eine Totalfälschung. Hingegen
gelangte das Bundeskriminalamt betreffend den Reisepass der
Erstbeschwerdeführerin sowie betreffend das belgische Visum zu dem Ergebnis,
dass die jeweiligen Formularvordrucke authentisch sind und sich keine Hinweis auf
das Vorliegen von Verfälschungen ergeben haben.

Im Akt der Zweitbeschwerdeführerin befindet sich ebenfalls eine Kopie ihres
Reisepasses, aus dem das belgische Visum sowie der Ausreisestempel aus der D.R.
Kongo vom XXXX .06.2015 und der Einreisestempel des Flughafens Brüssel vom
XXXX .06.2015 ersichtlich sind. Diese Urkunden wurden in einer Dokumentenstation
der Landespolizeidirektion Oberösterreich auf Echtheit überprüft und konnten keine
Anhaltspunkte für das Vorliegen einer falschen oder verfälschten Urkunde gefunden
werden (vgl. AS 57 im Akt der Zweitbeschwerdeführerin).

1.4. Am 14.06.2016 wurden die Beschwerdeführerinnen unter Beiziehung einer
geeigneten Dolmetscherin für die Sprache Französisch sowie die
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Zweitbeschwerdeführerin in Anwesenheit der Erstbeschwerdeführerin als gesetzliche
Vertreterin vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl einvernommen. Ferner
waren der Bruder bzw. Onkel der Beschwerdeführerinnen als Vertrauensperson
sowie der Vertreter der Erstbeschwerdeführerin anwesend. Beide
Beschwerdeführerinnen gaben zunächst an, dass es ihnen gut gehe und sie die
Dolmetscherin gut verstünden.

1.4.1. In ihrer eigenen Einvernahme brachte die Erstbeschwerdeführerin vor, dass
sie nicht vom Staat versorgt werde, sondern an der Adresse ihres Bruders wohnhaft
sei. Abgesehen von ihrem Bruder habe sie keine sozialen Bindungen in Österreich.
Fallweise habe sie Schmerzen im Lendenbereich. Ein Arzt in Österreich habe ihr
dagegen schmerzstillende und entzündungshemmende Medikamente verschrieben.
Im Herkunftsstaat sei sie nicht beim Arzt gewesen. Die Erstbeschwerdeführerin
gehöre der Volksgruppe der Otetela an und sei katholischen Glaubens. Sie sei
verheiratet und Mutter von fünf Kindern. Darüber hinaus betreue sie noch zwei
Kinder ihrer verstorbenen älteren Schwester. Ihr Ehemann sei Berufsfahrer und
komme nur selten nach Kinshasa. Sie selbst habe in Kinshasa gelebt und im
Krankenhaus von  XXXX als Krankenschwester gearbeitet. In der D.R. Kongo
würden noch ihre Kinder, ihr Mann, ihre Eltern und ihre Geschwister leben. Sie habe
Kontakt zu ihrem Ehemann, wenn dieser in Kinshasa sei.

Dezidiert zu ihren Fluchtgründen befragt gab die Erstbeschwerdeführerin an, dass
sie am  XXXX  an ihrem Arbeitsplatz im Krankenhaus in der chirurgischen Abteilung
gewesen sei, als sie - gemeinsam mit anderen Kolleg/innen - einen Notruf erhalten
habe, sie sollten zur Verstärkung in die Notfallambulanz kommen, da diese
vollkommen überlastet sei. Im Jänner 2015 hätten Personen demonstriert, um ein
drittes Mandat von Präsident Kabila zu verhindern. Es sei zu Massenverhaftungen
mit Toten und Verletzten gekommen. Die meisten der Verletzten und auch der
Getöteten seien in das Krankenhaus der Erstbeschwerdeführerin gekommen, wo sie
versorgt worden seien. Um 01:00 Uhr in der Nacht seien Soldaten gekommen, um
die Verletzten zu verhaften. Die Soldaten hätten die Verletzten und die Leichen der
Getöteten in einen LKW verfrachtet und an einen unbekannten Ort gebracht. Anfang
April 2015 habe es Zeitungsartikel über angebliche Massengräber in Kinshasa
gegeben. Es sei die Rede davon gewesen, dass mehr als 400 Personen in einem
Massengrab verscharrt worden wären. Das seien die Personen gewesen, die im
Jänner 2015 gegen ein neues Mandat von Präsident Kabila demonstriert hätten und
die deshalb getötet worden seien. Faktum sei, dass die Personen, die im
Krankenhaus der Erstbeschwerdeführerin gewesen seien, spurlos verschwunden
seien. Die Regierung habe gesagt, dass die in den Massengräbern befindlichen
Leichen nicht die Demonstranten seien, sondern es sich um Ureinwohner handle, die
niemand mehr kenne. Diese Erklärung sei für die Bevölkerung wenig glaubhaft
gewesen und man habe eine unabhängige Untersuchung verlangt. Es sei dann zu
Untersuchungen durch NGOs gemeinsam mit der Regierung gekommen. Während
dieser Untersuchungen seien Ermittler ins Krankenhaus der Erstbeschwerdeführerin
gekommen. Die Zweitbeschwerdeführerin sei zu dieser Zeit [als Patientin] im
Krankenhaus gewesen, da sie seit ihrem vierten Lebensjahr an genitalen Blutungen
leide. Sie leide an Genitalhämorragie und sei auch in Österreich beim Arzt gewesen,
man finde jedoch die Ursache nicht. Die Erstbeschwerdeführerin sei befragt worden
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und habe alles so ausgesagt, wie sie es erlebt habe und habe die Ermittler an die
Örtlichkeiten begleitet, wo "dies alles" passiert wäre. Die Erstbeschwerdeführerin
habe nicht gewusst, dass viele Vertreter der Sicherheitsbehörden inkognito im
Krankenhaus aufhältig gewesen seien, um den Verlauf der Ermittlungen zu
verfolgen. Diese hätten dann die Regierung informiert und die Personen
bekanntgegeben, die - wie die Erstbeschwerdeführerin - die Wahrheit gesagt hätten.
Sie habe auch gesagt, dass ein (namentlich genannter) Cousin von ihr an der
Demonstration am  XXXX  teilgenommen habe, verhaftet worden und seither
verschwunden sei. Einige Tage nach der Aussage habe die
Zweitbeschwerdeführerin das Krankenhaus verlassen können. Am  XXXX  habe die
Erstbeschwerdeführerin die erste Vorladung zur Polizei erhalten. In der Nacht vom
XXXX . auf den  XXXX seien fünf bewaffnete Männer zu ihr nach Hause gekommen,
hätten die Tür aufgebrochen und seien ins Haus gelangt. Ihre beiden Nichten, die bei
ihr zu Hause gewesen seien, hätten fliehen können. Einer der bewaffneten Männer
habe der Erstbeschwerdeführerin seine Waffe an die Nase gehalten. Sie hätten sie
geschlagen, entkleidet und versucht, sie zu vergewaltigen. Sie sei jedoch nicht
vergewaltigt worden. Dann hätten sie sie mit einem LKW an einen unbekannten Ort
gebracht und drei Tage festgehalten. Am vierten Tag sei ihr Ehemann nach Kinshasa
gekommen und sei die Beschwerdeführerin mit Hilfe eines Offiziers, dem ihr
Ehemann US $ 400,00 gegeben habe, freigelassen worden. Dieser Soldat habe ihr
geraten, das Land so schnell wie möglich zu verlassen. Die Erstbeschwerdeführerin
sei dann zu ihrer Schwiegermutter gegangen, die in einem andern Bezirk in Kinshasa
lebe. Ihr Mann habe von Nachbarn erfahren, dass die Polizei nach der
Erstbeschwerdeführerin suche und es einen Haftbefehl gebe. Daher habe sie den
Entschluss zur Flucht gefasst. Wenn sie heute in die D.R. Kongo zurückkehren
würde, würde sie sich in einem solchen Massengrab wiederfinden.

Die Erstbeschwerdeführerin habe seit Dezember 2011 in diesem Krankenhaus
gearbeitet. Als sie von den bewaffneten Männern überfallen worden sei, seien ihre
Kinder bei ihrer Schwiegermutter gewesen. Sie habe insgesamt drei Schreiben
erhalten. Die erste Vorladung vom  XXXX  habe ihr ein Staatsbeamter persönlich
ausgefolgt. Das dritte Schreiben habe ihr ihr Mann nachgeschickt. Sie sei damals
schon in Österreich gewesen. Ein Beamter habe das Schreiben ihrer Nachbarin
ausgefolgt, da er gedacht habe, sie sei die Erstbeschwerdeführerin. Die Nachbarin
habe es dann dem Mann der Erstbeschwerdeführerin gegeben. Die zweite
Vorladung sei auch der Nachbarin ausgefolgt worden. Diese habe sie dem Mann der
Erstbeschwerdeführerin gegeben, die damals an der Adresse ihrer Schwiegermutter
gewesen sei. Der Ladung für den  XXXX  sei die Erstbeschwerdeführerin nicht
nachgekommen. Ihre Schmerzen seien auf den Vorfall in der Nacht vom XXXX . auf
den  XXXX  zurückzuführen. Damals sei sie mit einem Gürtel geschlagen worden.
Wie die Uniformen der Männer ausgesehen hätten, wisse sie nicht mehr. Es gebe so
viele verschiedene Uniformen.

Neben ihrem Diplom als Krankenschwester vom XXXX .09.2011 legte die
Erstbeschwerdeführerin im Zuge dieser Einvernahme nachstehende Unterlagen in
Kopie in französischer Sprache vor:

*	Convocation vom XXXX ;
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*	Convocation vom  XXXX  und

*	Mandat de Comparution vom  XXXX

Ferner finden sich im Akt der Erstbeschwerdeführerin einige allgemein gehaltene
(Zeitungs)berichte in deutscher und französischer Sprache betreffend die Proteste
gegen die dritte Amtszeit von Präsident Joseph Kabila sowie betreffend die
Entdeckung eines Massengrabes in XXXX , in der Nähe von Kinshasa.

Aus einer vom Bundesamt veranlasste Übersetzung der vorgelegten Unterlagen in
Kopie lässt sich Folgendes entnehmen:

*	Convocation vom XXXX : Erste Vorladung: Aufforderung des Generalkommissariats
der nationalen kongolesischen Polizei an die Erstbeschwerdeführerin, am  XXXX  im
dortigen Büro zu erscheinen, um zu Fakten angehört zu werden, die ihr dann
bekannt gegeben werden;

*	Convocation vom XXXX : Zweite Vorladung: Aufforderung des
Generalkommissariats der nationalen kongolesischen Polizei an die
Erstbeschwerdeführerin, am  XXXX  im dortigen Büro zu erscheinen, um zu Fakten
angehört zu werden, die ihr dann bekannt gegeben werden;

*	Mandat de Comparution vom XXXX : Vorladung der Staatsanwaltschaft von  XXXX
für die Erstbeschwerdeführerin für den  XXXX  zu einer Einvernahme, bei der sie zu
Straftaten befragt werden soll, die ihr zur Last gelegt werden

1.4.2. Die Zweitbeschwerdeführerin brachte in ihrer eigenen Einvernahme vor, dass
sie die Neue Mittelschule besuche. Seit sie vier Jahre alt sei, leide sie unter
Blutungen. Allerdings wisse sie nicht, um welche Krankheit es sich handle. Die
Zweitbeschwerdeführerin sei nicht verheiratet und habe keine Kinder. Auf die Frage
nach ihren persönlichen Beweggründen, die D.R. Kongo zu verlassen, gab sie an,
sie wisse es nicht genau. Die Zweitbeschwerdeführerin glaube, es habe damit zu tun,
dass sie krank sei. Aufgefordert zu erzählen, wie sie es erlebt habe, dass sie habe
ausreisen müssen, gab die Zweitbeschwerdeführerin an, sie sei im Krankenhaus
gewesen. Von dort aus sei sie zu ihrer Großmutter gegangen. Sie habe nicht mehr
zur Schule gehen können, da sie krank gewesen sei. Man habe ihr dann einen
Transfer nach Europa ermöglicht. Wie das erfolgt sei, wisse sie nicht. Ihr hier
anwesender Onkel habe ihr geholfen. Sie habe ein Papier unterschrieben und sei
jetzt hier. Auch in Österreich sei sie schon im Krankenhaus gewesen. Man habe ihr
geholfen, aber sie sei noch nicht geheilt. Die Zweitbeschwerdeführerin glaube, sie sei
vor der Ausreise ca. ein Monat im Krankenhaus gewesen. Wegen "dieser Sachen"
sei sie oft im Krankenhaus gewesen. Zur Frage, wer vorgeschlagen habe, dass sie
nach Europa bzw. Österreich komme, um sich behandeln zu lassen, gab die
Zweitbeschwerdeführerin an, das Krankenhaus habe den Transfer gemacht, da sie
nicht in der Lage gewesen seien, sie richtig zu behandeln. Wie lange sie nach dem
Krankenhaus bei ihrer Großmutter gewesen sei, wisse sie nicht mehr. Ihre Mutter
habe in dem Krankenhaus gearbeitet, in dem auch die Zweitbeschwerdeführerin
behandelt worden sei. Das Krankenhaus habe ihr nicht mehr helfen können; sie
hätten nicht mehr gewusst, was sie hätten tun sollen. Mit den Behörden oder der
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Polizei habe sie in ihrem Herkunftsstaat nie Probleme gehabt. Ihr Vater lebe zwar bei
der Familie, sei aber viel auf Reisen. Sie seien drei Schwestern, zwei Brüder und
zwei Cousinen würden auch bei der Familie leben. Die Zweitbeschwerdeführerin
glaube, ihre Mutter (= Erstbeschwerdeführerin) habe von allen Kindern ausgerechnet
sie mitgenommen, weil sie krank sei. Sie sei mit der Erstbeschwerdeführerin bei
einer Botschaft gewesen, wisse jedoch nicht mehr wann das gewesen sei. Über die
Probleme, die die Erstbeschwerdeführerin mit den Behörden habe, wisse sie nichts.
Ihre Mutter habe nicht bei der Großmutter gelebt. Die Erstbeschwerdeführerin habe
die Zweitbeschwerdeführerin von ihrer Großmutter abgeholt und dann seien sie
direkt zum Flughafen gefahren. Die Erstbeschwerdeführerin habe nicht bei der
Großmutter übernachtet, sondern nur die Zweitbeschwerdeführerin dort abgeholt.

Im Akt der Zweitbeschwerdeführerin findet sich eine Einladung eines Krankenhauses
vom  XXXX  an die Zweitbeschwerdeführerin zur Untersuchung bzw.
Diagnosestellung sowie gegebenenfalls Therapie betreffend einen Tumor im Bereich
der Gebärmutter, da eine eindeutige Diagnose in der Universität von Kinshasa nicht
möglich war (vgl. AS 83 im Akt der Zweitbeschwerdeführerin) sowie eine
diesbezügliche Information an die Erstbeschwerdeführerin als gesetzliche
Vertreterin.

Ferner wurden nachstehende Unterlagen vorgelegt:

*	Schreiben eines österreichischen Krankenhauses an ein Krankenhaus in Kinshasa
(in deutscher Sprache) vom XXXX , demzufolge sich bei der
Zweitbeschwerdeführerin ein Tumor im Bereich der Gebärmutter findet und dass
eine genaue Diagnose und Therapie in diesem österreichischen Krankenhaus
erfolgen könne;

*	Schreiben dieses Krankenhauses an die Erstbeschwerdeführerin vom XXXX , dass
sich bei der Zweitbeschwerdeführerin ein Tumor im Bereich der Gebärmutter findet
und aus medizinischer Sicht die Erteilung von Visa für die Beschwerdeführerinnen
befürwortet wird;

*	Befundbericht der gynäkologischen Ambulanz eines Krankenhauses vom  XXXX
2015 mit den Diagnosen unklare abdominelle Beschwerden sowie
Abszesse/Furunkel Axilla (= Achselhöhle) links und der Angabe, dass die
Zweitbeschwerdeführerin als Kind einmal entführt, ein paar Tage später nach Hause
gebracht und unter Umständen missbraucht wurde;

*	Schreiben eines Arztes für Allgemeinmedizin vom  XXXX 2016, demzufolge die
Zweitbeschwerdeführerin an einem Tumor im Bereich der Gebärmutter leidet und
aus medizinischer Sicht um rasche Erteilung von Visa für die Beschwerdeführerinnen
ersucht wird, da es aus psychologischer Sicht notwendig erscheint und die
Zweitbeschwerdeführerin noch minderjährig ist (vgl. AS 91 im Akt der
Zweitbeschwerdeführerin);

*	Überweisung vom  XXXX 2016 an einen Facharzt für Gynäkologie;

*	Rapport medical der Universitätsklinik von Kinshasa vom  XXXX  (in französischer
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Sprache sowie in deutscher Übersetzung vorgelegt) mit dem Ergebnis: "Halsmasse
zu untersuchen: Polyp? Gemischter Bindegewebstumor?";

*	Attestation medicale eines Krankenhauses vom  XXXX  (in französischer Sprache),
dem zu entnehmen ist, dass die Zweitbeschwerdeführerin ab  XXXX sieben Tage
lang stationär dort aufhältig war;

*	Schreiben eines Arztes für Allgemeinmedizin vom  XXXX 2016, dass die
Erstbeschwerdeführerin unter protrahierter Lumbalgie leidet und seit  XXXX 2016
medikamentös und physikalisch behandelt wird;

*	zwei Rezepte vom  XXXX 2016;

*	Befundbericht eines Facharztes für Frauenheilkunde vom  XXXX 2016, dem
betreffend die Zweitbeschwerdeführerin die Diagnose unauffälliger gynäkologischer
Befund zu entnehmen ist und

*	Schreiben eines Arztes für Allgemeinmedizin vom  XXXX 2016, dass die
Zweibeschwerdeführerin an unklaren Mittelbauchbeschwerden leidet

1.5. Am 17.11.2016 langte eine Stellungnahme des rechtsfreundlichen Vertreters der
Erstbeschwerdeführerin zu den vorab ausgefolgten Länderfeststellungen des
Bundesamtes ein. In dieser wird auf die angespannte Sicherheitslage verwiesen und
weiters ausgeführt, dass die gerichtlichen Verfahren unter erheblichen
rechtsstaatlichen Mängeln leiden würden. Ein objektives Verfahren könne nicht
garantiert werde. Auch sei die Menschenrechtslage als äußerst problematisch
anzusehen. Es werde darauf hingewiesen, dass die Erstbeschwerdeführerin Zeugin
einer Gräueltat von kongolesischen Behörden gewesen und daraufhin von
kongolesischen Beamten entführt worden sei. Daher könne nicht ausgeschlossen
werden, dass sie bei einer Rückkehr in die D.R. Kongo von staatlichen Behörden
weiterhin verfolgt werde. Die humanitäre Situation in der D.R. Kongo sei äußerst
dramatisch. Auch die medizinische Versorgung sei eine der schlechtesten der Welt.
Zudem könne eine medizinische Behandlung sehr teuer werden, was sich die arme
Bevölkerungsgruppe nicht leisten könne. Man bekomme bei Rückkehr auch keine
staatliche Unterstützung. Die Zweitbeschwerdeführerin habe schwere
gesundheitliche Probleme und hätten die Ärzte in der D.R. Kongo selbst angegeben,
dass eine Therapie dort nicht möglich sei. In Österreich sei in einem Krankenhaus
am  XXXX  festgestellt worden, dass ein Tumor im Bereich der Gebärmutter
gefunden worden sei. Zwar habe der letzte Befund vom  XXXX 2016
Unauffälligkeiten ergeben, allerdings wäre es im Fall der Rückkehr unumgänglich,
die Therapie bzw. Kontrollen zu unterbrechen.

2. Mit den nunmehr angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes für
Fremdenwesen und Asyl wurden die Anträge der Beschwerdeführerinnen auf
internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten
gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG abgewiesen (Spruchpunkte I.). Unter
den jeweiligen Spruchpunkten II. dieser Bescheide wurden die Anträge der
Beschwerdeführerinnen hinsichtlich der Zuerkennung des Status der subsidiär
Schutzberechtigten in Bezug auf ihren Herkunftsstaat D.R. Kongo gemäß § 8 Abs. 1
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iVm § 2 Abs. 1 Z 12 AsylG abgewiesen. Ferner wurde ihnen unter den
Spruchpunkten III. Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß §
57 AsylG nicht erteilt und gegen sie wurde gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9
BFA-VG eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen sowie
gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass ihre Abschiebung in die D.R. Kongo
gemäß § 46 FPG zulässig ist. Letztlich wurde ausgesprochen, dass die Frist für die
freiwillige Ausreise gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG 14 Tage ab Rechtskraft der
Rückkehrentscheidung beträgt.

Begründend wurde betreffend beide Beschwerdeführerinnen festgestellt, dass diese
an keiner lebensbedrohenden Erkrankung leiden würden. Die Ausführungen zu den
Gründen für das Verlassen des Heimatlandes seien nicht glaubwürdig gewesen und
habe daher nicht festgestellt werden können, dass den Beschwerdeführerinnen im
Fall der Rückkehr in ihr Heimatland eine Verfolgung drohen würde. Die
Beschwerdeführerinnen seien legal eingereist. Sie würden ihren Aufenthalt auf
asylrechtlicher Basis regeln und habe die Erstbeschwerdeführerin einen Bruder bzw.
die Zweitbeschwerdeführerin einen Onkel in Österreich. Das Bundesamt für
Fremdenwesen und Asyl traf in den angefochtenen Bescheiden unter Anführung von
Quellen Länderfeststellungen zur Lage in der Demokratischen Republik Kongo.

Der Beweiswürdigung im Bescheid der Erstbeschwerdeführerin ist mit näherer
Begründung zu entnehmen, dass ihre Angaben zur behaupteten
Bedrohungssituation nicht glaubhaft seien. Sie würden sich nicht mit jenen der
Zweitbeschwerdeführerin decken und seien auch die vorgelegten Vorladungen der
kongolesischen Polizei offensichtlich selbst bzw. durch Dritte erstellt worden. Ferner
sei ein weiteres Indiz dafür, dass die kongolesischen Behörden nicht nach der
Erstbeschwerdeführerin gesucht hätten, dass es ihr problemlos möglich gewesen
sei, sich die Visa für den Schengen-Raum bei der belgischen Botschaft zu
beschaffen. Die Zweitbeschwerdeführerin habe offenbar von den Begebenheiten, die
die Erstbeschwerdeführerin vorgebracht habe, keine Kenntnis gehabt. Auch habe die
Erstbeschwerdeführerin bei ihrer Einvernahme von einem Haftbefehl gesprochen,
dem die vorgelegten Schreiben jedenfalls nicht entsprochen hätten. Ferner habe die
Zweitbeschwerdeführerin auch keine Kenntnis davon gehabt, dass die
Erstbeschwerdeführerin vor ihrer Ausreise bei ihrer Schwiegermutter - sohin der
Großmutter der Zweitbeschwerdeführerin - gewohnt habe. Im Bescheid der
Zweitbeschwerdeführerin wurde darauf verwiesen, dass die vorgelegten Befunde
nicht auf einen behaupteten Tumor in der Gebärmutter hingewiesen hätten.
Diesbezüglich würden diese Befunde keine Anhaltspunkte enthalten. Ein Facharzt für
Frauenheilkunde habe ihr lediglich eine Therapie zur Behandlung von vaginalen
Bakterien verschrieben. Eine lebensgefährliche Erkrankung sei jedenfalls nicht
diagnostiziert worden, was auch der Umstand zeige, dass die
Zweitbeschwerdeführerin sich erst nach Anstoß des Bundesamtes ein Jahr nach
Ankunft in Österreich bzw. nach der ersten Untersuchung wieder in ärztliche
Betreuung begeben habe. Das Vorbringen zum Privat- und Familienleben werde als
glaubhaft angesehen. Die Feststellungen zur D.R. Kongo würden auf einer
Zusammenstellung der Staatendokumentation des Bundesamtes für Fremdenwesen
und Asyl basieren.
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In rechtlicher Hinsicht folgerte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zu den
jeweiligen Spruchpunkten I. der angefochtenen Bescheide, dass es der
Erstbeschwerdeführerin nicht gelungen sei, ihre Fluchtgründe glaubhaft darzustellen.
Die Zweitbeschwerdeführerin selbst habe nichts vorgebracht, was unter einen der
Tatbestände der Genfer Flüchtlingskonvention subsumierbar wäre. Zu den jeweiligen
Spruchpunkten II. wurde zusammengefasst ausgeführt, dass seitens der Behörde
keine exzeptionellen Umstände im Hinblick auf die D.R. Kongo festgestellt hätten
werden können, die die Gefahr der Verletzung des Art. 3 EMRK gleichzuhalten
wären. Auch könne nicht davon ausgegangen werden, dass den
Beschwerdeführerinnen im Fall der Rückkehr in die D.R. Kongo die notdürftigste
Lebensgrundlage entzogen wäre. Zu den jeweiligen Spruchpunkten III. führte das
Bundesamt im Wesentlichen aus, dass sich das Familienleben in Österreich auf den
Bruder bzw. Onkel der Beschwerdeführerinnen beziehe, zu dem kein
Abhängigkeitsverhältnis bestehe. Die Beschwerdeführerinnen würden ihren
Aufenthalt im Rahmen des Asylverfahrens regeln, sodass schon bei Antragstellung
hätte klar sein müssen, dass der Aufenthalt in Österreich bei Abweisung des
Asylantrages nur ein vorübergehender sei. Eine Prüfung der sonstigen Kriterien habe
keine weiteren gewichtigen Argumente für den Verbleib im Bundesgebiet ergeben.
Daher sei die Behörde zu dem Schluss gelangt, dass die Beschwerdeführerinnen im
Fall ihrer Ausweisung in ihrem Recht nach Art. 8 EMRK nicht verletzt würden.
Letztlich wurde die Frist für die freiwillige Ausreise mit 14 Tagen ab Rechtskraft der
Rückkehrentscheidung festgesetzt.

Mit Verfahrensanordnung des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl wurde den
Beschwerdeführerinnen am 02.12.2016 amtswegig ein Rechtsberater für das
Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht zur Seite gestellt.

3. Gegen diesen Bescheid erhob die Erstbeschwerdeführerin für sich und als
gesetzliche Vertreterin auch für die zum damaligen Zeitpunkt minderjährige
Zweitbeschwerdeführerin im Wege ihrer nunmehr ausgewiesenen Vertretung
fristgerecht am 19.12.2016 Beschwerde. Begründend wurde ausgeführt, dass die
Erstbeschwerdeführerin die Gründe für das Verlassen des Heimatlandes ausführlich
dargelegt habe. Nach Wiederholung bzw. Zusammenfassung des Vorbringens der
Erstbeschwerdeführerin wurde angegeben, dass den Beschwerdeführerinnen Asyl
zu gewähren sei, da gegen sie Verfolgungshandlungen gesetzt worden seien und
sicher wieder auch gesetzt würden. Die Länderfeststellungen würden bestätigen,
dass Sicherheitskräfte gewaltsam gegen Demonstranten vorgingen und dass
sexualisierte Gewalt von Regierungstruppen vorkomme. Der Bruder der
Erstbeschwerdeführerin besitze die österreichische Staatsbürgerschaft und arbeite
als katholischer Pfarrer.

Der Beschwerde beigelegt war ein Schreiben des medizinischen Zentrums von
Kinshasa an die Botschaft von Belgien vom XXXX , dass der Aufenthalt der
Zweitbeschwerdeführerin in Belgien aus medizinischen Gründen wünschenswert
erscheint und sie durch die Erstbeschwerdeführerin während der Reise sowie
während des Aufenthalts begleitet sein muss (in Französisch mit deutscher
Übersetzung vorgelegt).
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4.1. Mit Schreiben vom 15.12.2017 wurden betreffend die Erstbeschwerdeführerin
nachstehende Unterlagen vorgelegt:

*	Kursbesuchsbestätigung "Deutsch B2" vom XXXX .09.2017;

*	Teilnahmebestätigung an einer "Rollstuhlschulung" vom XXXX .12.2017;

*	Zertifikat "Deutsch Österreich B1" mit der Beurteilung "ausreichend bestanden" vom
XXXX .05.2017;

*	ÖSD Zertifikat A2 mit der Beurteilung "bestanden" vom XXXX .11.2016;

*	ÖSD Zertifikat A1 mit der Beurteilung "gut bestanden" vom XXXX .02.2016 und

*	Kursbesuchsbestätigung eines Deutschkurses vom XXXX .06.2016

4.2. Am 15.02.2018 langte beim Bundesverwaltungsgericht ein Schreiben des
Bruders der Erstbeschwerdeführerin mit dem Titel "Tatsächlicher Wille zur
Integration" vom XXXX .02.2018 ein. Diesem Schreiben ist im Wesentlichen das
bisherige Fluchtvorbringen der Erstbeschwerdeführerin zu entnehmen. Ferner wurde
ausgeführt, dass sie Deutschkurse besuche und in der Pfarre ihres Bruders mithelfe
sowie die Sonntagsmessen besuche. Die Zweitbeschwerdeführerin bereite sich auf
ihre Firmung vor. Dem Schreiben beigelegt war eine Bestätigung einer "Managerin
Ehrenamt und Alltagsbegleitung", dem zu entnehmen ist, dass die
Erstbeschwerdeführerin seit XXXX .11.2017 ehrenamtlich in einem Pflegezentrum
tätig ist.

4.3. Weiters legte die Erstbeschwerdeführerin am 16.11.2018 eine undatierte
Teilnahmebestätigung an einem Sprachtreff B1 sowie eine Kursbesuchsbestätigung
"Verhaltensauffälligkeiten bei Demenz" vom XXXX .06.2018 vor.

4.4. Am 07.05.2019 langte ein weiteres Empfehlungsschreiben des Bruders der
Erstbeschwerdeführerin sowie der "Managerin Ehrenamt und Alltagsbegleitung" beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

4.5. Mit Urkundenvorlage vom 21.10.2019 wurden betreffend beide
Beschwerdeführerinnen folgende Integrationsunterlagen vorgelegt:

*	Teilnahmebestätigung der Erstbeschwerdeführerin am ÖSD Deutschkurs B2/B2+
vom XXXX .04.2018;

*	Bestätigung der Erstbeschwerdeführerin über die Teilnahme an einem Erste Hilfe
Kurs vom XXXX .06.2019;

*	Bestätigung einer "Managerin Ehrenamt und Alltagsbegleitung" vom XXXX
.03.2019, dem zu entnehmen ist, dass die Erstbeschwerdeführerin seit November
2017 in einem Pflegezentrum als ehrenamtliche Mitarbeiterin tätig ist;

*	Bestätigung der land- und forstwirtschaftlichen Lehrlings- und Fachausbildungsstelle
Niederösterreich vom XXXX .09.2019, dass die Zweitbeschwerdeführerin eine
mindestens dreijährige einschlägige Ausbildung absolviert hat und die
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Berufsbezeichnung "Facharbeiterin Ländliches Betriebs- und Haushaltsmanagement"
führen darf;

*	Zeugnis einer landwirtschaftlichen Fachschule der Zweitbeschwerdeführerin
betreffend die bestandene Prüfung als Kinderbetreuerin vom XXXX .06.2019;

*	Zeugnis einer landwirtschaftlichen Fachschule vom XXXX .06.2019, dass die
Zweitbeschwerdeführerin die fachliche Befähigung zur Ausübung des Berufes als
Betreuungsperson in einer niederösterreichischen Tagesbetreuungswerkstätte
erlangt hat;

*	Schulbesuchsbestätigung einer Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche
Berufe vom XXXX .09.2019 für die Zweitbeschwerdeführerin;

*	Bestätigung eines Erste Hilfe Kurses sowie Ausbildungsbestätigung eines
Kindernotfallskurs vom Juni 2019 für die Zweitbeschwerdeführerin;

*	Bestätigung Grundkurs Erste Hilfe der Zweitbeschwerdeführerin vom XXXX
.06.2017;

*	Jahres- und Abschlusszeugnis der Zweitbeschwerdeführerin als Schülerin der 11.
Schulstufe einer landwirtschaftlichen Fachschule für das Schuljahr 2018/2019;

*	Ergänzende differenzierende Leistungsbeschreibung einer Neuen Mittelschule vom
XXXX .07.2016;

*	Beurteilung "Deutsch als Zweitsprache" vom XXXX .06.2016 sowie vom ersten
Halbjahr des Schuljahres 2015/2016 der Zweitbeschwerdeführerin und

*	Schulnachricht vom XXXX .01.2016 sowie Jahreszeugnis vom XXXX .07.2016 einer
Neuen Mittelschule für die Zweitbeschwerdeführerin (Benotungen: "nicht beurteilt")

5. Am 26.11.2019 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche
mündliche Verhandlung unter Zuhilfenahme einer geeigneten Dolmetscherin für die
Sprache Französisch statt, an der beide Beschwerdeführerinnen mit ihrer
nunmehrigen Vertreterin in Anwesenheit ihres Bruders bzw. Onkels als
Vertrauensperson teilnahmen. Ein Vertreter des Bundesamtes für Fremdenwesen
und Asyl ist nicht erschienen; das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hat sich
mit E-Mail vom 10.10.2019 für die Teilnahme an der Verhandlung entschuldigt und
die Abweisung der Beschwerde beantragt. Bereits mit der Ladung wurden den
Verfahrensparteien die Länderfeststellungen des Bundesverwaltungsgerichtes zur
aktuellen Situation in der Demokratischen Republik Kongo zur Kenntnis gebracht.

Eingangs der Verhandlung gaben beide Beschwerdeführerinnen an, dass ihnen die
Niederschriften der Erstbefragung und vor dem Bundesamt rückübersetzt worden
seien und sie die die Wahrheit gesagt hätten. Die Dolmetscher in der Erstbefragung
und in der Einvernahme vor dem Bundesamt hätten sie gut verstanden.

Zu ihrer Integration in Österreich brachten beide Beschwerdeführerinnen vor, dass
sie von ihrem Bruder bzw. Onkel finanziell abhängig seien, der sich um sie kümmere.
Darüber hinaus hätten sie keine Verwandten, aber viele Bekannte und
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(Schul)kollegen im Bundesgebiet. Die Erstbeschwerdeführerin gab an, sie seien nicht
in der Grundversorgung und würden seit 2017 Unterstützung von der Caritas
bekommen. Mit ihrem Bruder würden sie im gemeinsamen Haushalt leben. Sie habe
Deutschkurse besucht und sei ihr letztes Zertifikat B1. Nunmehr besuche sie den B2
Kurs. Die Erstbeschwerdeführerin arbeite nicht und sei nicht selbsterhaltungsfähig.
Sie dürfe derzeit nicht arbeiten. Sie sei Krankenschwester und würde gerne in ihrem
Beruf arbeiten. Nunmehr sei sie als freiwillige Mitarbeiterin im  XXXX tätig. Das sei
ein Altersheim. Dort sei sie eingeschult worden. Es gebe drei Ausbildungen, nämlich
die Einschulung - das betreffe den Umgang mit Rollstühlen und technischen
Hilfsmitteln - die Erste Hilfe im Altenheim und eine Ausbildung zum Thema
"spezielles Verhalten der Insassen". Sie habe alle drei Ausbildungen gemacht. Im
XXXX sei die Erstbeschwerdeführerin in alle Aktivitäten eingebunden. Ihre Arbeitszeit
sei von 9 Uhr bis 12 Uhr, aber sie stehe auch am Nachmittag zur Verfügung. Bezahlt
werde sie für diese Tätigkeit nicht. Die Zweitbeschwerdeführerin gab an, dass sie
Deutsch in der Schule gelernt und daher keine Deutschkurse besucht habe. Aktuell
besuche sie die erste Klasse Aufbaulehrgang der XXXX . Sie wolle die Matura
machen - das sei ca. in drei Jahren - und danach in der Gastronomie arbeiten, da sie
eine Ausbildung in Service und Kochen habe. Bis 2016 sei sie in einer Neuen
Mittelschule gewesen. Danach habe sie drei Jahre lang eine landwirtschaftlichen
Fachschule besucht und sei jetzt in einer Höheren Lehranstalt für wirtschaftliche
Berufe. Die Zweitbeschwerdeführerin habe alle Schulstufen positiv abgeschlossen. In
ihrer Freizeit lerne sie viel.

Zu den vorab ausgefolgten Länderfeststellungen des Bundesverwaltungsgerichtes
zur allgemeinen Lage in der Demokratischen Republik Kongo gab die Vertreterin der
Beschwerdeführerinnen an, dass sie entweder am Ende der Verhandlung eine
mündliche oder in der Folge eine schriftliche Stellungnahme abgeben werde.

Auf Vorhalt des Verdachts des gefälschten Visums in ihrem Reisepass gab die
Erstbeschwerdeführerin an, es sei geplant gewesen, dass sie mit einer anderen Frau
nach Tansania fahre, die jedoch vor Reiseantritt verstorben sei. Die
Erstbeschwerdeführerin sei bei der Botschaft gewesen und habe den Pass
gemeinsam mit dem Visaantrag abgegeben und habe dann das Visum bekommen.
Sie sei aber nie in Tansania gewesen. Sie sei sehr überrascht gewesen als man ihr
gesagt habe, dass das Visum gefälscht sei. Die Dame, die dann verstorben sei, habe
die Visa für sie beide beschafft. Ihr Reisepass befinde sich nach wie vor bei den
österreichischen Behörden.

Zu ihrem Gesundheitszustand brachte sie vor, sie sei gesund und stehe aktuell nicht
in Behandlung. Sie habe zwar zuvor Infusionen und Massagen bekommen, habe
jedoch keine Befunde. Die Untersuchungen hätten ergeben, dass sie gesund sei. Die
Erstbeschwerdeführerin sei Staatsangehörige der D.R. Kongo, gehöre der
Volksgruppe der Otetela an und sei katholisch. Sie beherrsche die Sprachen
Französisch, Lingala und Otetela in Wort und Schrift. Sie sei nach wie vor verheiratet
und Mutter von fünf Kindern. Ihre Mutter, ihre Kinder und ihr Mann würden noch in
der D.R. Kongo leben. Auch habe sie sich immer um die beiden Kinder ihrer
verstorbenen Schwester gekümmert, die in den Jahren 2000 und 2008 geboren
seien. Das mache jetzt ihr Mann. Er verteile das Einkommen auf alle Kinder. Die
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Erstbeschwerdeführerin sei in der Provinz  XXXX geboren und aufgewachsen. Mit
ca. 20 Jahren sei sie nach Kinshasa gezogen, wo sie bis zu ihrer Ausreise gelebt
habe. Ihr Mann sei Chauffeur und halte sich oft an verschiedenen Orten auf. Ihre
Kinder würden verstreut leben. Sie habe mit ihrer Mutter und mit ihrem Mann ca.
einmal pro Monat Kontakt und mit ihren Kinder ca. alle zwei Wochen. Ihre Mutter
lebe in  XXXX und ihr gehe es einigermaßen gut. Ihr Mann könne nicht in Kinshasa
bleiben; er werde dort "von den Leuten" verfolgt. Damit meine sie die Soldaten; diese
Leute, die in der Nacht gekommen seien, um sie zu verhaften.

Die Erstbeschwerdeführerin sei diplomierte Krankenschwester und habe in einem
Krankenhaus in Kinshasa von Dezember 2011 bis April 2015 gearbeitet. Ihre
Schulbildung habe sie mit Matura abgeschlossen und habe ihren Lebensunterhalt
durch die Arbeit als Krankenschwester verdient. Hiervon habe sie "ganz gut" leben
können. Sie sei legal mit einem Visum in Österreich eingereist, da sie aufgrund der
Erkrankung der Zweitbeschwerdeführerin die Einladung von einem Arzt gehabt habe.
Die Zweitbeschwerdeführerin hätte mit einer Nichte der Erstbeschwerdeführerin
reisen sollen, aber da die Erstbeschwerdeführerin verfolgt worden sei, habe sie diese
Gelegenheit wahrgenommen. Das Visum habe sie Ende April oder im Mai beantragt.
Auf Vorhalt, sie habe am XXXX .06.2015 die D.R. Kongo verlassen, sei am XXXX
.06.2015 in Brüssel gelandet, habe jedoch erst am 01.07.2015 den Antrag auf
internationalen Schutz gestellt, gab die Erstbeschwerdeführerin an, sie habe sich erst
ein wenig erholen wollen.

Dezidiert zu ihren Fluchtgründen befragt, gab die Erstbeschwerdeführerin im
Wesentlichen und zusammengefasst an, dass ihr Leben in Gefahr gewesen sei
wegen der Zeugenaussage in der Rechtssache betreffend Massengrab in XXXX .
Während eines Protestmarsches gegen die dritte Amtszeit von Präsident Kabila am
XXXX  seien Personen verletzt oder getötet worden, die dann ins Krankenhaus der
Erstbeschwerdeführerin gekommen seien. Gegen ein Uhr Nachts seien Uniformierte
gekommen und hätten die Verletzten verhaftet. Auch die Getöteten seien auf LKWs
geladen und von den Uniformierten weggebracht worden. Anfang April 2015 sei von
den Medien verbreitet worden, dass ein Massengrab gefunden worden sei mit über
400 Toten und hätten die Leute gedacht, das seien jene Personen, die am
Protestmarsch am  XXXX  teilgenommen hätten, weil die Leichen und die Verletzten,
die vom Krankenhaus abtransportiert worden seien, nie mehr wiedergefunden
worden seien. Die Regierung habe die Information verbreitet, dass es sich bei den
Toten um Leute handle, die von ihren Familien verstoßen worden seien. Da die
Leute mit der offiziellen Erklärung nicht einverstanden gewesen seien, habe es eine
Untersuchung gegeben. In jener Nacht vom  XXXX  sei die Zweitbeschwerdeführerin
als Patientin auch in dem Krankenhaus gewesen. Sie habe seit ihrem vierten
Lebensjahr an Blutungen gelitten und habe die Genehmigung gehabt, dass sie in
einem spezialisierten Krankenhaus behandelt werden müsse und, dass sie eine
Behandlung bekomme wie in Österreich. Die Erstbeschwerdeführerin habe als
Augenzeugin berichtet wie die Verletzten und Getöteten am  XXXX  ins Krankenhaus
gebracht worden seien und auch, dass diese in der Nacht mit LKWs vom
Krankenhaus weggebracht worden seien. Ihr sei nicht aufgefallen, dass während der
Untersuchung einige Personen nur da gewesen seien, um Zeugen zu identifizieren.
Daher sei sie identifiziert worden und habe am  XXXX  die Vorladung von der Polizei
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erhalten. In der Nacht vom XXXX . auf den  XXXX  seien sie und ihre Angehörigen
von fünf bewaffneten Personen überrascht worden, die in ihr Haus eingedrungen
seien. Ihre Nichten seien geflohen. Sie sei gestoßen worden und man habe sie mit
einem Gürtel auf den nackten Rücken geschlagen. Dann habe man sie an einen ihr
unbekannten Ort gebracht, wo auch andere Gefangene gewesen seien. Diese hätten
sie auch geschlagen; das sei ein Brauch, um einen Neuling "willkommen zu heißen".
Sie sei drei Tage eingesperrt gewesen und habe sie ihr Mann mit Hilfe eines Offiziers
freigekauft. Dieser Soldat habe ihr gesagt, sie solle das Land so schnell wie möglich
verlassen, da alle, die als Zeugen ausgesagt hätten, zum Tode verurteilt worden
seien. Sie sei dann zu ihrer Schwiegermutter gegangen. Ihr Mann sei nach Hause
gefahren und habe von den Nachbarn erfahren, dass die Polizei einen Haftbefehl
gegen die Erstbeschwerdeführerin erlassen habe und dass nach ihr gesucht werde.
Daher habe sie die Gelegenheit genutzt und die Zweitbeschwerdeführerin begleitet.
Auf Nachfrage gab die Erstbeschwerdeführerin an, die Zeugenaussage habe sie im
März 2015 getätigt, um sich in der Folge dahingehend zu korrigieren, dass es Anfang
April gewesen sei. Im März sei sie mit der Zweitbeschwerdeführerin im Krankenhaus
gewesen. Der Haftbefehl sei von Ende April / Anfang Mai gewesen. Von der Polizei
habe sie eine Vorladung erhalten und eine weitere sei an die Adresse ihrer
Schwiegermutter gekommen. Den Haftbefehl habe sie nicht gesehen. Die
Dokumente, die sie beim Bundesamt vorgelegt habe, seien die Originale. Diese habe
ihr ihr Mann nachgeschickt als sie schon in Österreich gewesen sei. Der Offizier
habe ihr gesagt, sie solle sie nicht mitnehmen, da sie damit nicht durch die Kontrollen
am Flughafen käme. Auf Vorhalt, es seien drei Vorladungen vorgelegt worden und
zwar vom XXXX , vom  XXXX  und vom XXXX ; die Erstbeschwerdeführerin habe
jedoch nur von zwei gesprochen, gab sie an, am  XXXX  sei sie nicht mehr in
Kinshasa gewesen. Eine Bekannte sei gekommen und ihr Mann habe sie ihr
geschickt. Die meisten Verletzten und Getöteten von der Demonstration am  XXXX
seien nie wieder aufgetaucht. Auf Vorhalt, vor dem Bundesamt habe sie ausgesagt,
in dem Massengrab seien die Leute gewesen, die demonstriert hätten, gab die
Erstbeschwerdeführerin an, sie hätten den Verdacht gehabt, weil die Erklärung der
Regierung, es seien die Leute gewesen, die von ihren Familien verstoßen worden
seien, nicht nachvollziehbar sei. Und in Kinshasa habe man nie zuvor von einem
Massengrab gehört. Die Ermittler habe sie im Krankenhaus zu den Örtlichkeiten
begleitet, wo die Verletzten in Empfang genommen worden seien und wo sie sie
behandelt hätten und wo die Leichname gelagert worden seien und wo die Personen
in die LKWs verfrachtet worden seien. Bei dem Vorfall vom XXXX . auf den  XXXX
sei ihr Mann auf Reisen gewesen und ihre Kinder bei ihrer Schwiegermutter. Die
beiden Nichten seien bei ihr gewesen, da sie in Kinshasa studiert hätten. Auf Vorhalt,
die Nichten seien 2000 und 2008 geboren, gab die Erstbeschwerdeführerin an, es
seien nicht die Kinder ihrer verstorbenen Schwester gewesen, sondern von anderen
Familienmitgliedern. Diese Männer hätten ihr Foto gehabt und ihr gesagt, sie seien
gekommen, um sie mitzunehmen. Sie wisse nicht, weswegen man sie beschuldigt
habe, da niemand mit ihr geredet hätte. Sie sei nur eingesperrt gewesen. Die
Nachbarin habe ihren Mann über den Haftbefehl informiert. Woher sie das wisse,
wisse die Erstbeschwerdeführerin nicht. Auf Vorhalt, dass Kabila seit Anfang 2019
nicht mehr Präsident sei, brachte sie vor, auch wenn er nicht mehr Präsident sei,
mache er alles. Auf weiteren Vorhalt, der jetzige Präsident sei von der UDPS, gab sie
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an, die echte Opposition sei Tshisekedi. Auf erneuten Vorhalt, der jetzige Präsident
sei Tshisekedi brachte die Erstbeschwerdeführerin vor, sie meine Tshisekedi den
Vater; der jetzige Präsident sei sein Sohn, der ein Freund von Kabila sei. Bei ihrer
Schwiegermutter sei sie von den Behörden nicht gesucht worden. Auf Vorhalt, wie
sie sich ein Visum besorgen und ausreisen habe können, wenn sie gesucht werde,
brachte die Erstbeschwerdeführerin vor, sie habe die Unterstützung des Offiziers
gehabt, dem ihr Mann 1.000 Dollar gegeben habe, um sie bei Bedarf zu verteilen.
Auf Vorhalt, ob es nicht vielmehr so sei, dass sie nach Österreich gekommen sei,
weil ihr Bruder hier lebe und sie ihre Tochter habe medizinisch behandeln lassen
wollen, gab sie an, sie habe ein geistig behindertes Kind in der Heimat, von dem sie
sich nie getrennt hätte. Ihr Mann sei bis November 2015 an der gemeinsamen
Adresse geblieben und dann habe er diese aufgegeben, weil er immer behelligt
worden sei. Es habe immer Leute gegeben, die nach der Erstbeschwerdeführerin
gefragt hätten. Auch sei das Haus ausgeraubt worden. Auf Vorhalt, es sei unlogisch,
dass die Erstbeschwerdeführerin unbehelligt habe ausreisen können, wenn sogar ihr
Mann behelligt werde, brachte sie vor, sie hätten Geld gezahlt und habe sich der
Offizier mit den Behörden arrangiert. Sie befürchte eine Verfolgung in der D.R.
Kongo, weil sie auch in Zukunft die Wahrheit sagen müsse. Wegen der
angegebenen Gründe wolle sie eine positive Entscheidung erhalten, damit sie das
bereits gewonnene Leben hier fortsetzen könne.

Die Zweitbeschwerdeführerin gab zu ihrem Gesundheitszustand zunächst an, dass
sie gesund sei. Auf Vorhalt der Angaben der Erstbeschwerdeführerin brachte sie vor,
es gehe ihr gut; nur manchmal gehe sie zur Kontrolle ins Krankenhaus. Manchmal
habe sie nur Schmerzen. Man habe ihr den Namen der Erkrankung nicht genannt.
Sie habe eine Geschwulst gehabt. Operiert worden sei sie nicht. Sie müsse keine
Medikamente nehmen und stehe auch nicht in medizinischer Behandlung. In der
D.R. Kongo sei sie in verschiedenen Krankenhäusern in Behandlung gewesen. Auf
Vorhalt gemäß einem Schreiben des medizinischen Zentrums von Kinshasa hätte sie
in Belgien behandelt werden sollen, brachte die Zweitbeschwerdeführerin vor, sie sei
nicht in Belgien gewesen, weil sie dort keine Familie habe. Ihr Onkel habe ihr
angeboten, hierherzukommen. In Belgien kenne sie niemanden. Sie sei nach
Österreich gereist, um hier medizinisch behandelt zu werden. Andere Gründe, um
nach Österreich zu kommen, habe sie nicht gehabt.

Sie sei Staatsangehörige der D.R. Kongo, Kongolesin und römisch-katholisch. Von
einer Volksgruppe wisse die Zweitbeschwerdeführerin nichts. Sie beherrsche
Französisch und Deutsch in Wort und Schrift, etwas Englisch und etwas Italienisch.
Otetela und Lingala könne sie sprechen. Sie habe keinen Kontakt zu ihren
Angehörigen im Herkunftsstaat. Auch zu ihrem Vater habe sie keinen Kontakt und
wisse auch nicht, wo ihre Angehörigen leben würden. Die Zweitbeschwerdeführerin
habe in einem Stadtteil oder Bezirk - genau wisse sie es nicht - in Kinshasa gewohnt.
In Kinshasa sei sie auch geboren. Sie sei viel bei ihrer Oma gewesen, da ihre Eltern
gearbeitet hätten. Es sei unterschiedlich gewesen. Zu ihren Geschwistern habe sie
selten Kontakt. Mit der Oma habe die Zweitbeschwerdeführerin letzte Weihnachten
Kontakt gehabt. In der D.R. Kongo sei sie sechs Jahre lang in der Volksschule bzw.
Hauptschule gewesen. Danach sei sie zwei Jahre in einem Lycee gewesen. Das
Visum für Belgien habe die Erstbeschwerdeführerin besorgt.
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Dezidiert zu ihren Fluchtgründen befragt, gab die Zweitbeschwerdeführerin an, sie
sei krank und habe sich behandeln lassen müssen. In der D.R. Kongo habe ihre
Erkrankung nicht behandelt werden können. Das seien alle ihre Probleme, die sie in
der D.R. Kongo gehabt habe, gewesen. Sonst habe die Zweitbeschwerdeführerin
nichts mehr zu sagen.

Nach Rückübersetzung der Fluchtgründe gab die Erstbeschwerdeführerin an, dass
die zweite Vorladung zu ihrer alten Adresse gekommen sei, aber sie sei schon bei
ihrer Schwiegermutter gewesen.

6.1. In der Folge übermittelte das Bundesverwaltungsgericht die von der
Erstbeschwerdeführerin vorgelegten Dokumente - Convocation vom XXXX ,
Convocation vom  XXXX  und Mandat de Comparution vom  XXXX  - im Original an
das Bundeskriminalamt zur Dokumentenüberprüfung.

Dem diesbezüglichen kriminaltechnischen Untersuchungsbericht vom 26.02.2020 ist
betreffend die Vorladungen zu entnehmen, dass ein gleichartiges Dokument bis dato
noch nicht zur Untersuchung vorgelegt worden sei. Das Papier weise keine
urkundentechnischen Sicherheitsmerkmale auf und sei das gesamte Formular
(Vordruck, handschriftliche Ausfüllschriften, Stempelabdruck, Unterschriften) im
xerografischen Verfahren hergestellt worden. Die kriminaltechnische Untersuchung
habe ergeben, dass die Aufdrucke aller vorgelegten Schreiben mit dem selben
Ausgabegerät hergestellt worden seien. Ferner seien die Papiere aller vorgelegten
Schreiben in ihren Eigenschaften in Gewicht, Volumen, Opazität, Haptik, Wolkigkeit,
Papierweiß, UV-Reaktion, Fluroeszenz, Oberflächenstruktur und Laufrichtung ident.
Über die Authentizität der Formularvordrucke könne nicht entschieden werden und
sei keine Beurteilung der Ausstellungsmodalitäten möglich. Aufgrund der
übereinstimmenden Eigenschaften der Papiere, des Druckbildes des Toners sowie
charakteristischer Spuren in Form der auf den Ausdrucken angebrachten
individueller Codes könne gesagt werden, dass alle Schreiben mit demselben
Ausgabegerät gedruckt worden seien. Es könne nicht gesagt werden, ob Schreiben
aus der D.R. Kongo, die von unterschiedlichen Behörden in unterschiedlichen
Ortsteilen von Kinshasa stammen würden, auf dem gleichen Drucker hergestellt
worden seien. Aus kriminaltechnischer Sicht seien derart hergestellte Formulare als
Totalfälschung zu werten.

6.2. In ihrer Stellungnahme zum Ergebnis der kriminaltechnischen Untersuchung
brachten die Beschwerdeführerinnen im Wege ihrer ausgewiesenen Vertretung vor,
dass sie dieses Ergebnis nicht nachvollziehen könnten. Aufgrund des mangelhaften
Verwaltungsapparates in der D.R. Kongo sei es unmöglich anhand eines Gerätes die
Echtheit der betroffenen Dokumente festzustellen. Aus diesen Gründen könne auch
nicht festgestellt werden, ob beide Schreiben aus dem selben Ausgabegerät
stammen würden. Ferner habe der Sachverständige bei den Formularen nicht das
Kästchen "es handelt sich um eine Totalfälschung" angekreuzt und habe darüber
hinaus angegeben, dass weder Vergleichs- noch Informationsmaterial vorliege.
Trotzdem sei er in der Gesamtbeurteilung zu dem Schluss gekommen, dass es sich
um Totalfälschungen handle. Es seien keine relevanten Tatsachen festgestellt
worden. Auch könne der Sachverständige einer österreichischen Behörde nicht
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wissen, welche Druckergeräte bzw. ob dieselben Druckergeräte in verschiedenen
Gemeinden von Kinshasa verwendet würden. Daher werde der Einschätzung des
Sachverständigen, es handle sich aus kriminaltechnischer Sicht um eine
Totalfälschung, ausdrücklich widersprochen.

Ohne weiteres Vorbringen wurden der Stellungnahme nachstehende Unterlagen
betreffend die Erstbeschwerdeführerin beigelegt:

*	Teilnahmebestätigung vom XXXX .02.2020 über die Teilnahme an der
Fortbildungsveranstaltung "Menschen mit besonderen Bedürfnissen" und

*	MRT-Befund der Lendenwirbelsäule vom XXXX .02.2020 ohne besondere
Auffälligkeiten

Ein Vorbringen zu den Länderberichten des Bundesverwaltungsgerichtes über die
allgemeine Lage in der Demokratischen Republik Kongo wurde nicht erstattet.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Zu den Beschwerdeführerinnen:

1.1.1. Die Erstbeschwerdeführerin ist die Mutter der zum Antragszeitpunkt noch
minderjährigen, zum nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt bereits volljährigen
Zweitbeschwerdeführerin. Beide Beschwerdeführerinnen sind Staatsangehörige der
Demokratischen Republik Kongo und römisch-katholischen Glaubens. Die
Erstbeschwerdeführerin gehört der Volksgruppe der Otetela an und stammt aus der
kongolesischen Provinz XXXX , wo sie geboren und aufgewachsen ist. Ca. im Alter
von 20 Jahren zog sie nach Kinshasa, der Hauptstadt der D.R. Kongo, wo sie bis zur
Ausreise gelebt hat. Die Zweitbeschwerdeführerin wurde in Kinshasa geboren und
lebte dort ebenfalls bis zu ihrer Ausreise. Die Erstbeschwerdeführerin ist verheiratet
und Mutter von fünf Kindern (einschließlich der Zweitbeschwerdeführerin). Die
Zweitbeschwerdeführerin ist ledig und kinderlos. Aufgrund eines Schreibens des
medizinischen Zentrums von Kinshasa an die belgische Botschaft betreffend eine
medizinische Behandlung der Zweitbeschwerdeführerin in Belgien wurde den
Beschwerdeführerinnen belgische Schengen-Visa mit einer Gültigkeit von XXXX
.05.2015 bis XXXX .07.2015 erteilt. In Besitz dieser Visa reisten die
Beschwerdeführerinnen gemeinsam am XXXX .06.2015 aus der D.R. Kongo aus und
am XXXX .06.2015 über den Flughafen Brüssel in Belgien ein. Nach ihrer Ankunft in
Brüssel flogen sie weiter nach Wien und stellten am 01.07.2015 die
gegenständlichen Anträge auf internationalen Schutz.

1.1.2. Nicht als Sachverhalt zugrunde gelegt werden sämtliche Angaben der
Erstbeschwerdeführerin zur behaupteten Bedrohungssituation in Bezug auf den
Herkunftsstaat Demokratische Republik Kongo. Insbesondere wird nicht festgestellt,
dass die Erstbeschwerdeführerin einer konkreten Verfolgung bzw. Bedrohung von
Seiten der kongolesischen Behörden ausgesetzt ist, weil sie am  XXXX  im Zuge
ihrer Tätigkeit als Krankenschwester Zeugin wurde, dass Personen, die im
Zusammenhang mit einem Protestmarsch gegen die dritte Amtszeit von Präsident
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Kabila am selben Tag verletzt oder getötet wurden und zu ihr in das Krankenhaus
gebracht wurden, von Uniformierten auf LKWs geladen und weggebracht wurden.
Ebenso wenig wird festgestellt, dass die Erstbeschwerdeführerin in der Nacht von
XXXX . auf den  XXXX  von fünf bewaffneten Personen in ihrem Wohnhaus
überfallen, verschleppt und drei Tage festgehalten worden war. Die
Erstbeschwerdeführerin hat mit ihrem Vorbringen keine Verfolgung im Sinne der
Genfer Flüchtlingskonvention glaubhaft gemacht. Festgestellt wird, dass die
Zweitbeschwerdeführerin die Demokratische Republik Kongo verlassen hat, um sich
in Österreich medizinisch behandeln zu lassen.

Nicht festgestellt wird, dass die Beschwerdeführerinnen im Fall einer Rückkehr in die
D.R. Kongo aus Gründen der Zugehörigkeit der Erstbeschwerdeführerin zur
Volksgruppe der Otetela und/oder aus Gründen ihres römisch-katholischen Glaubens
einer asylrelevanten Gefährdung ausgesetzt wären. Ebenso wenig wird festgestellt,
dass die Beschwerdeführerinnen bei einer Rückkehr in die D.R. Kongo aus
sonstigen, in ihrer Person gelegenen Gründen (etwa wegen der Zugehörigkeit zu
einer sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Gesinnung) einer asylrelevanten
Gefährdung ausgesetzt wären. Auch eine drohende asylrelevante Verfolgung aus
anderen Gründen ist nicht hervorgekommen und zwar weder aufgrund des
Vorbringens der Beschwerdeführerinnen noch aus amtswegiger Wahrnehmung.

1.1.3. Die Zweitbeschwerdeführerin leidet seit ihrem vierten Lebensjahr an
Unterleibsblutungen und wurde diesbezüglich bereits in der D.R. Kongo behandelt. In
Österreich begab sie sich ebenfalls in medizinische Behandlung, wobei ein
gynäkologischer Befund vom  XXXX 2016 keine Auffälligkeiten ergab und am  XXXX
2016 unklare Mittelbauchbeschwerden diagnostiziert wurden. Nicht festgestellt wird,
dass sich die Zweitbeschwerdeführerin nach dem  XXXX 2016 in medizinischer bzw.
gynäkologischer Behandlung befunden hat. Eine aktuelle Behandlungsbedürftigkeit
wird ebenfalls nicht festgestellt. Die Erstbeschwerdeführerin leidet an einer
protrahierten Lumbalgie (= Hexenschuss) und wurde diesbezüglich in Österreich
medikamentös und physikalisch behandelt. Auch bei der Erstbeschwerdeführerin
wird eine aktuelle Behandlungsbedürftigkeit nicht festgestellt. Sohin wird festgestellt,
dass beide Beschwerdeführerinnen weder an einer schwerwiegenden psychischen
noch an einer schwerwiegenden physischen Krankheit leiden.

In der Demokratischen Republik Kongo leben noch die Mutter, der Ehemann und vier
Kinder der Erstbeschwerdeführerin bzw. die Großmutter, der Vater und vier
Geschwister der Zweitbeschwerdeführerin. Zu diesen Angehörigen haben beide
Beschwerdeführerinnen regelmäßigen Kontakt, sodass festgestellt wird, dass die
Beschwerdeführerinnen in der D.R. Kongo über familiäre bzw. soziale
Anknüpfungspunkte verfügen. Ebenso verfügen sie über eine gesicherte
Existenzgrundlage. Die Erstbeschwerdeführerin, die in ihrem Herkunftsstaat die
Matura gemacht hat, ist diplomierte Krankenschwester und hat seit Dezember 2011
bis kurz vor ihrer Ausreise in einem Krankenhaus in Kinshasa gearbeitet. Sie
beherrscht neben Französisch auch die kongolesischen Sprachen Lingala und
Otetela in Wort und Schrift. Durch ihre Arbeit als diplomierte Krankenschwester
konnte sie den Lebensunterhalt für sich und ihre Kinder erwirtschaften. Die
Zweitbeschwerdeführerin besuchte in der D.R. Kongo sechs Jahre lang eine Volks-
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bzw. Hauptschule und danach zwei Jahre lang ein Lycee. Sie spricht Französisch,
Deutsch, Otetela und Lingala sowie etwas Englisch und etwas Italienisch. Der im
Herkunftsstaat lebende Ehegatte der Erstbeschwerdeführerin bzw. Vater der
Zweitbeschwerdeführerin arbeitet als Chauffeur.

Festgestellt wird sohin, dass die Erstbeschwerdeführerin über einen Schulabschluss
mit Matura sowie über eine mehrjährige Berufserfahrung verfügt und arbeitsfähig ist.
Auch die Zweitbeschwerdeführerin verfügt über eine mehrjährige Schulbildung.
Sohin wird festgestellt, dass die Beschwerdeführerinnen im Fall ihrer Rückkehr in die
D.R. Kongo ein familiäres- bzw. soziales Netz vorfinden und sohin nicht in eine
existenzgefährdende Lage geraten würden.

Nicht festgestellt wird, dass eine Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung der
Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo eine reale Gefahr
einer Verletzung von Art 2 EMRK, Art 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13
zur Konvention bedeuten würde oder für die Beschwerdeführerinnen als
Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts
mit sich bringen würde.

1.1.4. Ein Bruder der Erstbeschwerdeführerin bzw. Onkel der
Zweitbeschwerdeführerin ist österreichischer Staatsangehöriger. Mit ihrem Bruder
bzw. Onkel leben die Beschwerdeführerinnen im gemeinsamen Haushalt. Ein
finanzielles oder sonstiges Abhängigkeitsverhältnis zwischen den
Beschwerdeführerinnen und ihrem Bruder bzw. Onkel besteht nicht.

Die Beschwerdeführerinnen sind in Österreich nicht selbsterhaltungsfähig
erwerbstätig, sondern leben seit April 2017 von Leistungen aus der staatlichen
Grundversorgung. Zuvor waren sie nicht in der staatlichen Grundversorgung,
sondern wurden von ihrem Bruder bzw. Onkel finanziell unterstützt. Die
Erstbeschwerdeführerin ist seit November 2017 ca. drei Stunden täglich als freiwillige
Mitarbeiterin in einem Alten- bzw. Pflegeheim tätig. Betreffend diese Tätigkeit wurde
sie eingeschult, hat einen Erste Hilfe Kurs und eine weitere Ausbildung gemacht.
Weiters hat sie mehrere Deutschkurse - zuletzt auf der Niveaustufe B1 - absolviert
und kann sich einigermaßen in Deutsch verständigen. Die Zweitbeschwerdeführerin
hat in Österreich zunächst eine Neue Mittelschule besucht und im Schuljahr
2018/2019 die 11. Schulstufe einer landwirtschaftlichen Fachschule abgeschlossen.
Aktuell besucht sie die erste Klasse eines dreijährigen Aufbaulehrgangs einer
Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche Berufe. Die Zweitbeschwerdeführerin
spricht sehr gut Deutsch. Beide Beschwerdeführerinnen sind strafrechtlich
unbescholten. Sie leben seit Antragstellung am 01.07.2015 auf der Grundlage einer
vorläufigen Aufenthaltsberechtigung nach dem Asylgesetz in Österreich. Ein nach
Ablauf des belgischen Visums per XXXX .07.2015 nicht auf das Asylgesetz
gestütztes Aufenthaltsrecht ist nicht ersichtlich. Darüber hinaus verfügen sie in
Österreich über einen Freundes- und Bekanntenkreis.

Hinweise auf das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen für einen
Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen kamen nicht hervor. Es
konnten keine Umstände festgestellt werden, dass die Abschiebung der
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Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo gemäß § 46 FPG
unzulässig wäre.

1.2. Zur Lage in der Demokratischen Republik Kongo:

1.2.1. Politische Lage:

Die nationale Wahlkommission CENI erklärte am Donnerstag, den 10.1.2019, den
Kandidaten der oppositionellen Union pour la Démocratie et le Progrès social UDPS,
Félix Tshisekedi, zum Sieger der Präsidentschaftswahlen vom 30.12.2018 (JA
10.1.2019; vgl. NTV 10.1.2019, ZO 10.1.2019, NZZ 10.1.2019). Es könnte der erste
friedliche Machtwechsel seit 50 Jahren werden (FAZ 10.1.2019; vgl. ZO 10.1.2019),
wenn Tshisekedi den seit 2001 regierenden Joseph Kablia als Präsident ablöst (NTV
10.1.2019; vgl. ZO 10.1.2019).

Der 55-jährige Felix Tshisekedi ist der Sohn des 2017 verstorbenen, ehemaligen
Ministerpräsidenten und langjährigen kongolesischen Oppositionsführers Etienne
Tshisekedi. Felix Tshisekedi versprach den Wählern, Korruption und Armut zu
bekämpfen und das instabile Land zu befrieden, das immer noch von zahlreichen
bewaffneten Konflikten erschüttert wird (FAZ 10.1.2019; vgl. NTV 10.1.2019). Der
neue Präsident soll bereits am 18.1.2019 vereidigt werden (NTV 10.1.2019; vgl. RO
10.1.2019, VN 2.1.2019) und laut Wahlkommission müssen die endgültigen
Ergebnisse der Wahl am 15.1.2019 vom Verfassungsgericht verkündet werden (RO
10.1.2019).

Die Präsidentschaftswahl hätte laut Verfassung eigentlich schon vor zwei Jahren
stattfinden müssen. Der bisherige Präsident Kabila hatte sich jedoch 2016 nach
Ablauf seiner zweiten Amtszeit geweigert abzutreten und ließ die Wahlen mehrmals
verschieben (VN 9.1.2019; vgl. ZO 10.1.2019). Proteste ließ Kabila niederschlagen
(VN 2.1.2019; vgl. ZO 10.1.2019) und die Wahlen wurden auf den 23.12.2018
verschoben (VN 2.1.2019).

Aufgrund organisatorischer Schwierigkeiten, zu denen auch die Zerstörung von mehr
als 8.000 Wahlmaschinen bei einem Brand beigetragen hat, wurden die Wahlen
nochmals um eine Woche verschoben (VN 2.1.2019), gewählt wurde der neue
Präsident somit am 30.12.2018 (TAZ 6.1.2019; vgl. VN 2.1.2019).

[...]

Félix Tshisekedi wurde mit 7.051.013 abgegebenen Stimmen (38,57%) zum
Präsidenten gewählt (JA 10.1.2019; vgl. RO 10.1.2019, ZO 10.1.2019), so die
vorläufigen Ergebnisse der Wahlkommission. Die Wahlbeteiligung betrug 47,56%
(RO 10.1.2019), 18.329.318 Stimmen wurden abgegeben (JA 10.1.2019).

Auf dem zweiten Platz landete demnach mit über sechs Millionen (6.366.732)
Stimmen der zweite Oppositionskandidat Martin Fayulu. Die Partei von Kabila stellte
Emmanuel Ramazani Shadary als seinen Nachfolgekandidaten auf, da er selbst
nicht wieder antreten durfte. Shadary kam nur auf gut vier Millionen (4.357.359)
Stimmen (23,84%) (FAZ 10.1.2019; vgl. JA 10.1.2019, ZO 10.1.2019). Der
unterlegene Fayulu zweifelt das amtliche Ergebnis an und spricht von Wahlputsch
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(TS 10.1.2019; vgl. ZO 10.1.2019) und es bleibt abzuwarten, ob Oppositionskandidat
Fayulu das Ergebnis akzeptieren wird (FAZ 10.1.2019; vgl. NTV 10.1.2019). Das
Verfassungsgericht hat 14 Tage Zeit, um das Ergebnis zu bestätigen (ZO 10.1.2019).
Nach anderen Angaben ist Tshisekedi bis 15.1.2019 provisorischer Sieger. Dann soll
das Verfassungsgericht das definitive Resultat verkünden. Für 18.1.2019 ist die
Vereidigung vorgesehen (NZZ 10.1.2019).

[...]

Der Präsident wird für fünf Jahre direkt gewählt. Am 31.07.2006 fanden
Präsidentschaftswahlen und Wahlen zu Kongos Provinzparlamenten statt. Knapp 26
Millionen Wahlberechtigte hatten zum ersten Mal seit über 40 Jahren die Chance, in
freien Wahlen an ihrer politischen Zukunft mitzuwirken. Die letzten Präsidentschafts-
und Parlamentswahlen fanden am 28.11.2011 statt. Laut der vom Obersten Gericht
verkündeten Endergebnisse gewann der Amtsinhaber Joseph Kabila die
Präsidentschaftswahlen mit rund 49 Prozent. Unabhängige Beobachter,
einschließlich Vertreter der Europäischen Union, der katholischen Kirche und der
Zivilgesellschaft sprachen von massiven Wahlfälschungen. Bis zu drei Millionen
Stimmen sollen gefälscht worden sein (LIPortal 7.2016).

Kabilas letzte Amtszeit lief endgültig im Dezember 2016 aus; seither versucht der
Sohn des vorherigen Präsidenten Laurent Kabila, sich mit allen Mitteln an der Macht
zu halten. Erst Ende 2016 unterzeichneten Regierung und Oppositionsparteien am
Silvesterabend unter Vermittlung der katholischen Bischöfe einen Kompromiss.
Zentrale Bestandteile: Neuwahlen binnen eines Jahres und Kabilas Zugeständnis,
nicht mehr anzutreten und auch keine Verfassungsänderung anzustreben, die ihm
dies ermöglichen könnte (derStandard 20.2.2017).

Quellen:

*	derStandard (20.2.2017): Kabila, Sesselkleber und politischer Brandstifter im
Kongo;

*	FAZ - Frankfurter Allgemeine Zeitung (10.1.2019): Oppositioneller Felix Tshisekedi
gewinnt Präsidentenwahl;

*	JA - Jeune Afrique (10.1.2019): RDC: Félix Tshisekedi élu président, selon les
résultats provisoires;

*	LIPortal - Das Länder-Informations-Portal (7.2016): Kongo;

*	NTV - Nachrichtenfernsehen GmbH (10.1.2019): Ende der Ära Kabila
Oppositioneller gewinnt überraschend Wahlen im Kongo;

*	NZZ - Neue Zürcher Zeitung (10.1.2019): Doppelte Überraschung in Kongo-
Kinshasa;

*	RO - Radio Okapi (10.1.2019): Félix Tshisekedi élu président de la République
démocratique du Congo;

*	TAZ - tageszeitung (6.1.2019): Präsidentschaftswahl in der DR Kongo. Darf die
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Opposition gewinnen?;

*	TS - tagesschau.de (10.1.2019): Machtwechsel im Kongo Tshisekedi gewinnt
historische Wahl;

*	VN - Vatican News (2.1.2019): Kongo nach den Wahlen: Bischöfe rufen zu Ruhe
auf;

*	VN - Vatican News (8.1.2019): Kongo: Noch keine Veröffentlichung des
Wahlergebnisses und

*	ZO - Zeit Online (10.1.2019): Kongo: Oppositionskandidat gewinnt
Präsidentschaftswahl

1.2.2. Sicherheitslage:

Infolge des offiziellen Endes der zweiten Amtszeit des Präsidenten der
Demokratischen Republik Kongo am 19.12.2016 ist es in Kinshasa und anderen
kongolesischen Städten zu - teilweise gewalttätigen - Protesten gekommen.
Regierung und Opposition haben inzwischen zwar eine Vereinbarung über den
politischen Übergang (Anm.: anstehende Präsidentenwahl) getroffen; deren
Umsetzung ist bislang jedoch nicht vorangekommen. Am 28.3.2017 kam es in
diesem Zusammenhang in der Hauptstadt Kinshasa zu gewalttätigen
Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und Sicherheitskräften. Weitere
Proteste, die jederzeit einen gewaltsamen Verlauf nehmen können, sind
angekündigt. Dabei sind weitgehende Störungen des öffentlichen Lebens nicht
auszuschließen (AA 26.4.2017).

Der Nordosten der Demokratischen Republik Kongo ist seit dem Genozid in Ruanda
(1994) von Wellen der Gewalt gekennzeichnet. Hintergrund ist die "Gier" der
unterschiedlichsten Waffenträger nach Rohstoffen wie Coltan, Gold und Diamanten.
Zeitweise bewegten sich 14 verschiedene bewaffnete Gruppen und
Rebellenorganisationen im Gelände. Ungelöst ist das Problem des Verbleibs der
FDLR (Demokratische Front zur Befreiung Ruandas), jener Rest-Hutu-Armee, die
seit dem Ende des Genozids 1994 ihr gewalttätiges Unwesen in der ganzen Region -
einschließlich Ruanda - treibt. Am 08.1.2013 beschließt die Afrikanische Union 4.000
Soldaten in die Region zu entsenden. MONUSCO erhält von den Vereinten Nationen
mit der Resolution 2098 erstmalig den Auftrag, die Befriedung der Region mit Gewalt
zu erzwingen. Unter ugandischer Federführung kommt es am 13.12.2013 zur
Unterzeichnung eines Friedensvertrags zwischen der kongolesischen Regierung und
Repräsentanten der Rebellengruppe M-23. Die Kampfkraft der verschiedenen
Rebellengruppen - allen voran die der FDLR nahestehenden - bleibt ungebrochen.
Die im Oktober und November 2015 begonnenen aktiven Angriffe und Kämpfe der
MONUSCO haben bisher nichts an der Situation verändert. Seit Januar 2017 operiert
erneut die "wiederauferstandene" M-23 in den Bergen im Osten des Landes. Bereits
im Januar kam es zu ersten militärischen Auseinandersetzungen mit regulären
kongolesischen Truppen (LIPortal 7.2016).

Die Provinz Kasaï ist ein neuer Konfliktherd im Kongo. Seit der brutalen Ermordung



23

des regionalen Milizenführers Kamwina Nsapu durch Soldaten im Sommer 2016
liefern sich die dort ansässigen Rebellen einen Kleinkrieg mit der Armee. Laut UNO,
die 19.000 Blauhelme im Land stationiert hat, zwang der Konflikt seit letztem August
216.000 Menschen zur Flucht. 600 Personen seien insgesamt ums Leben
gekommen. Der Osten des Riesenreichs wird schon seit Jahrzehnten von
zahlreichen Milizen heimgesucht. Sie kämpfen um Einflussgebiete und die Kontrolle
über reiche Mineralienvorkommen, etwa Gold, Diamanten und Coltan.
Rebellengruppen aber auch Regierungssoldaten werden immer wieder für
Massentötungen an der Zivilbevölkerung verantwortlich gemacht. Sie mischen
regelmäßig in den mafiösen Verteilungskämpfen mit oder gehen äußerst brutal
gegen Oppositionelle oder Rebellen vor (derStandard 20.2.2017).

In den Provinzen Nord-Kivu, Süd-Kivu, Orientale, Ituri und Maniema finden häufig
kriegerische Handlungen zwischen den zahlreichen Rebellengruppen und der Armee
sowie der Mission der Vereinten Nationen (MONUSCO) statt (BMEIA 26.4.2017).
Lokale und von außen beeinflusste Konflikte setzen sich insbesondere in den
Ostprovinzen Nord-Kivu, Süd-Kivu, Tanganyika, Ituri, Haut-Uele und Bas-Uele fort.
Ausländische Rebellen- und Milizgruppen (RMGs) wie u.a. die demokratischen Kräfte
zur Befreiung Ruandas (FDLR), die vereinten Kräfte zur Befreiung Ugandas
(ADF/NALU), die nationalen Befreiungskräfte (FNL), die Lord's Resistance Army
(LRA), aber auch indigene RMGs, wie die lokalen Mai-Mai-Gruppen (z.B. die
Mazembe, Charles Shetani, Yakutumba und andere), bekämpften
Regierungstruppen, sich gegenseitig und attackierten die Zivilbevölkerung. Dabei
kam es immer wieder zu massiven Menschenrechtsverletzungen auf beiden Seiten,
die nur gelegentlich zur Anklage kamen. Zur Neutralisierung dieser bewaffneten
Gruppen installierte die UNO die Mission MONUSCO mit ca. 17.500 Soldaten und
einer Interventionsbrigade (USDOS 3.3.2017).

Quellen:

*	AA - Auswärtiges Amt (26.4.2017): Demokratische Republik Kongo;

*	BMEIA (26.4.2017): Kongo - Demokratische Republik;

*	derStandard (20.02.2017): Kabila: Sesselkleber und politischer Brandstifter im
Kongo;

*	LIPortal - Das Länder-Informations-Portal (7.2016): Kongo und

*	USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Right
Practices 2016 - Democratic Republic of the Congo

1.2.3. Rechtsschutz / Justizwesen:

Während gesetzlich eine unabhängige Justiz vorgesehen ist, war die Justiz in der
Praxis Korruption und politischer Einflussnahme unterworfen. Beamte und andere
einflussreiche Personen zwangen Richter oft zur Nötigung um genehme
Urteilssprüche zu erhalten. Richtermangel führte zu langwierigen Gerichtsverfahren,
insbesondere in den Provinzen. Behörden missachteten regelmäßig Gerichtsurteile.
Disziplinarkommissionen beschäftigten sich mit zahlreichen Fällen von Korruption
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und Amtsmissbrauch, die in Entlassungen und Suspendierungen von Richtern
mündeten (USDOS 3.3.2017, vgl. AA 6.9.2015).

Gemäß der Verfassung ist die Demokratische Republik Kongo ein Rechtsstaat. Das
Rechtssystem wurde in enger Anlehnung an das belgische Recht festgelegt. In der
Praxis funktioniert das Rechtswesen nur sehr unzureichend. Es gibt eine sehr
eingeschränkte Rechtssicherheit. Die Ursachen sind vielfältig: ausufernde
Korruption, Postenschieberei und schlechte Bezahlung auf allen Ebenen sowie
mangelnde Ausbildung, Bezahlung und Disziplin der Polizei. Besonders in den
ländlichen Gebieten kommt das traditionelle Recht zum Tragen, hier werden örtliche
Streitigkeiten von den traditionellen Entscheidungsträgern entschieden (LIPortal
7.2016).

Die Militärjustiz ist für alle Vergehen von und gegen Soldaten und Polizisten
zuständig. Sie ist überlastet, aber nach Einschätzung des Menschenrechtsbüros von
MONUSCO und des Menschenrechtskommissars sehr bemüht, ihrer Aufgabe
gerecht zu werden, die Straflosigkeit bei Angehörigen der Sicherheitsdienste
wirksam zu bekämpfen (AA 6.9.2015).

Straffreiheit blieb ein Problem, insbesondere im Falle von höherrangigen Personen
und Mitgliedern bewaffneter Gruppen, resultierend aus mangelnder finanzieller
Ausstattung der Richter und justizieller Unabhängigkeit (AI 22.2.2017, vgl. HRW
12.1.2017).

Quellen:

*	AA - Auswärtiges Amt (6.9.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante
Lage in der Demokratischen Republik Kongo;

*	AI - Amnesty International (22.2.2017): Amnesty International Report 2016/17 - The
State of the World's Human Rights - Democratic Republic of the Congo;

*	HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Democratic Republic
of Congo;

*	LIPortal - Das Länder-Informations-Portal (7.2016): Kongo und

*	USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Right
Practices 2016 - Democratic Republic of the Congo

1.2.4. Sicherheitsbehörden:

Die kongolesische Nationalpolizei (Police National Congolaise - PNC) untersteht dem
Innenministerium. Zur PNC gehören die "Schnelle Eingreiftruppe" und die "integrierte
Polizeieinheit". Die Streitkräfte der DR Kongo (FARDC) unterstehen dem
Verteidigungsministerium und spielen auch eine Rolle im Bereich der inneren
Sicherheit. Angehörige der PNC und FARDC sind regelmäßig für die Einhebung
illegaler Bestechungsgelder und Erpressung von Zivilisten an Checkpoints
verantwortlich. Die FARDC ist überdies durch schlechte Führung und Organisation,
mangelnde Ausbildung und Loyalität, besonders im östlichen Landesteil
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gekennzeichnet. Obwohl es zu Verurteilungen aufgrund von
Menschenrechtsverletzungen durch die Sicherheitskräfte kam, blieb die Straffreiheit
ein Problem. In diesem Zusammenhang betrieben die Behörden zusammen mit der
UN-Schutztruppe MONUSCO gemeinsame Menschenrechtskomitees und nutzten
diesbezügliche internationale Einrichtungen, um Vergehen von Mitgliedern der
staatlichen Sicherheitskräfte bzw. disziplinäre Probleme zu untersuchen und zu
bestrafen (USDOS 3.3.2017).

Bei Protesten gegen die Regierung kam es immer wieder zur Anwendung von
übertriebener Gewalt mit Todesfolge durch die Sicherheitskräfte. Insbesondere im
nach wie vor konfliktträchtigen Osten des Landes kommt es zu regelmäßigen und
zahlreichen Menschenrechtsverletzungen durch das Militär aber auch durch
Aufständische, wobei es nur in Einzelfällen zu Verurteilungen kam (AI 22.2.2017).

[...]

Quellen:

*	AI - Amnesty International (22.2.2017): Amnesty International Report 2016/17 - The
State of the World's Human Rights - Democratic Republic of the Congo und

*	USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Right
Practices 2016 - Democratic Republic of the Congo

1.2.5. Allgemeine Menschenrechtslage:

In der Republik Kongo ist die Wahrung grundlegender Menschenrechtsnormen und
Prozessstandards nicht garantiert. Willkür ist im Justiz- und Polizeiwesen und bei den
Streitkräften verbreitet. Die Menschenrechtslage in den Konfliktregionen im Osten
des Landes ist äußerst problematisch: Zivilisten werden häufig Opfer von Gewalt,
auch sexualisierter Gewalt, verübt durch Regierungstruppen sowie Rebellengruppen.
Viele Menschen haben keinen Zugang zu ausreichender Nahrung, Bildung, und
Gesundheitsversorgung. Auch grundlegende Arbeitsnormen (darunter das Verbot
von Kinderarbeit, Höchstarbeitszeiten, Gesundheitsnormen etc.) werden kaum
beachtet. Rechtlich besteht Gleichheit der Geschlechter; in der Realität werden
Frauen benachteiligt. Medien- und Versammlungsfreiheit sind eingeschränkt (AA
8.2016, vgl. USDOS 3.3.2017). Die Lage politischer Parteien, NGOs und
Journalisten, die der Opposition zugerechnet werden, sind zwar keiner
systematischen staatlichen Verfolgung ausgesetzt, können aber jederzeit willkürlich
durch die Polizei oder Armee verfolgt bzw. deren Versammlungen aufgelöst werden.
Versammlungen und Demonstrationen sind grundsätzlich erlaubt, diesbezügliche
Verbote können aber bei Gefahr für die öffentliche Sicherheit verhängt werden (AA
6.9.2015, vgl. HRW 12.1.2017, LIPortal 7.2016).

Menschenrechtsverletzungen in der Demokratischen Republik Kongo sind seit
Anfang November 2006 erstmals Gegenstand eines internationalen Strafprozesses.
Dem ehemaligen kongolesischen Milizenführer Thomas Lubanga wird vor dem
Internationalen Strafgerichtshof IStGH in Den Haag vorgeworfen, in den Jahren 2002
und 2003 Kindersoldaten in einen grausamen Bürgerkrieg geschickt zu haben. Auch
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Germain Katanga, der wie Lubanga zu jenen Warlords gehört, die zwischen 1999
und 2003 in Ituri, im Nordosten des Kongo, Massaker und Massenvergewaltigungen
verübten, wurde im Oktober 2007 aus Kinshasa nach Den Haag überstellt. Im
Februar 2008 traf mit Mathieu Ngudjolo Chui der dritte Untersuchungshäftling in Den
Haag ein (LIPortal 7.2016).

Politische Parteien können sich betätigen. Zu den Parlamentswahlen 2006 waren
insgesamt 213 Parteien angetreten. Auch ehemalige Rebellengruppen wie MLC oder
RCD-Goma wurden als Parteien anerkannt und registriert. Die Lage ethnischer
Minderheiten im Vielvölkerstaat DR Kongo (rund 250 ethnische Gruppen) bleibt zum
Teil schwierig, eine systematische und zielgerichtete Verfolgung ist jedoch nicht
auszumachen. In den Auseinandersetzungen in Nord- und Süd-Kivu spielen auch
ethnische Dimensionen eine zunehmende Rolle, wobei diese zu politischer und
militärischer Mobilisierung einzelner Bevölkerungsgruppen eingesetzt werden (AA
6.9.2015).

Quellen:

*	AA - Auswärtiges Amt (8.2016): Demokratische Republik Kongo;

*	AA - Auswärtiges Amt (6.9.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante
Lage in der Demokratischen Republik Kongo;

*	HRW - Human Rights Watch (12.1.2017): World Report 2017 - Democratic Republic
of Congo;

*	LIPortal - Das Länder-Informations-Portal (7.2016): Kongo und

*	USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Right
Practices 2016 - Democratic Republic of the Congo

1.2.6. Frauen:

Im UNDP Human Development Index belegt die Demokratische Republik Kongo
Platz 187 (letzter Platz der HDI Liste), beim Gender Inequality Index (GII) steht sie
auf Platz 142 von 144. 36,2% der Männer und nur 10,7% der Frauen verfügen über
einen Schulabschluss. Die Entwicklungschancen sind für Mädchen deutlich
schlechter als für Buben. 76% der Mädchen und Frauen sind Opfer häuslicher
Gewalt. Die Zahl der alleinstehenden Frauen und Mütter nimmt besonders auch im
städtischen Umfeld stark zu. Die Frauen sind mit schweren sozialen und
ökonomischen Rahmenbedingungen konfrontiert. Im Rahmen der kriegerischen
Auseinandersetzungen im Osten des Landes, sind sexuelle Übergriffe Teil der
Kriegsführung geworden. Im Rahmen der Friedens- und Traumaarbeit erhalten die
Opfer Unterstützung, jedoch wird nur ein geringer Teil erreicht. Im öffentlichen Leben
nehmen Frauen zunehmend am politischen und wirtschaftlichen Leben teil. 44
Frauen (8,9% der Abgeordneten) sind als Volksvertreter im kongolesischen
Parlament vertreten (LIPortal 1.2017).

Die Verfassung verbietet zwar Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, Gesetze
gewähren Frauen aber nicht die gleichen Rechte wie Männern. Auch auf politischer
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und besonders wirtschaftlicher Ebene erfahren Frauen zahlreiche Formen der
Benachteiligung. Vergewaltigung und andere Formen sexueller Gewalt gegen
Frauen und Mädchen waren weiterhin an der Tagesordnung, nicht nur in den
Konfliktgebieten im Osten. Strafrechtliche Verfolgung von Vergewaltigungen und
anderen Formen sexueller Gewalt bleibt selten, kommt aber vor. Familienmitglieder
üben oft Druck auf Vergewaltigungsopfer aus, die Vergewaltigung geheim zu halten,
um das Ansehen des Opfers und der Familie zu wahren (USDOS 3.3.2017, vgl. AA
6.9.2015).

Quellen:

*	AA - Auswärtiges Amt (6.9.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante
Lage in der Demokratischen Republik Kongo;

*	LIPortal  - Das Länder-Informations-Portal (1.2017): Kongo und

*	USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Right
Practices 2016 - Democratic Republic of the Congo

1.2.7. Grundversorgung und Wirtschaft:

Die Demokratische Republik Kongo ist ein reiches - armes Land. Reich an
Rohstoffen profitiert nur eine sehr kleine Minderheit von den Schätzen des Bodens
und der Natur. Zwei Drittel der Bevölkerung lebt in absoluter Armut. Mangel- und
Fehlernährung sind an der Tagesordnung, besonders bei den Kindern. Kinderarbeit
ist überall im Land verbreitet, in den provisorischen Bergwerken in Katanga als
Bergleute, in den Kriegsgebieten des Ostens als Kindersoldaten oder in den
Haushalten der Reichen von Kinshasa als Haushaltssklaven. In den Städten fehlt es
an Arbeitsplätzen, Nahrungsmitteln, Wasser und der elementarsten sanitären
Versorgung. Auf dem Land fehlt es an Straßen zur Vermarktung der
landwirtschaftlichen Produkte. Zusätzlich behindern die innenpolitischen Konflikte
und die allgegenwärtige Korruption eine erfolgreiche Armutsbekämpfung (LIPortal
1.2017, vgl. AI 22.2.2017).

Der überwiegende Teil der Bevölkerung lebt am Rande des Existenzminimums.
Großfamilien gelingt es nicht immer, Härten durch wechselseitige Unterstützung
aufzufangen. Die Stadtbevölkerung sichert die Grundversorgung mit Nahrungsmitteln
hauptsächlich durch Kleinstlandwirtschaft und Kleinviehhandlung, die Lage bleibt
aber prekär. Die Regierungen versuchen jedoch der angespannten Versorgungslage
mit Nahrungsmitteln in den Städten mit agro-industriellen Projekten gegenzusteuern.
Eine Unterversorgung besteht jedoch noch nicht. Eine Ausnahme bilden die
Unruheprovinzen im Osten, wo es Vertriebenen durch die ständigen
Kampfhandlungen oft nicht möglich ist, sich zumindest mit Subsistenzwirtschaft über
Wasser zu halten (AA 6.9.2015).

Trotz seiner wertvollen natürlichen Ressourcen (Bodenschätze, Holz, Wasserkraft,
fruchtbare Böden) ist die Demokratische Republik Kongo ein armes Land. Es ist
geprägt vom Bergbau, von landwirtschaftlicher Subsistenzwirtschaft und Kleinhandel.
Die Landwirtschaft macht etwa 40% des Bruttoinlandsprodukts aus. Die
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Demokratische Republik Kongo ist sehr schwach industrialisiert. Die
Rohstoffindustrie ist ein wachsender Wirtschaftszweig. Der Bergbausektor (Kupfer,
Kobalt, Gold, Diamanten, Coltan, Kasserit, seltene Erden) trägt bedeutend zum
Wirtschaftswachstum bei. Trotz starker Wachstumsraten in den letzten Jahren leben
weite Teile der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze. Im "Human Development
Index" der Vereinten Nationen belegte die Demokratische Republik Kongo im Jahr
2015 Platz 176 von 188 betrachteten Ländern (AA 8.2016).

Quellen:

*	AA - Auswärtiges Amt (6.9.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante
Lage in der Demokratischen Republik Kongo;

*	AA - Auswärtiges Amt (8.2016): Demokratische Republik Kongo;

*	AI - Amnesty International (22.2.2017): Amnesty International Report 2016/17 - The
State of the World's Human Rights - Democratic Republic of the Congo und

*	LIPortal - Das Länder-Informations-Portal (1.2017): Kongo

1.2.8. Medizinische Versorgung:

Zentralen Krankenhäusern (Hôpital de Reference) sind sekundäre
Gesundheitsstrukturen (Zone de Santé, Centre de Santé, Poste de Santé),
entsprechend der Bevölkerungszahl und Siedlungsdichte, zugeordnet. Jede
Gesundheitszone versorgt ca. 150.000 Menschen. Es gibt grundsätzlich keine
Doppelung von Krankenhäusern im Einzugsgebiet der Referenzkrankenhäuser. Das
System ist kostengünstig und könnte eine gute medizinische Versorgung der
Bevölkerung garantieren. In der Realität zeigen sich vielerorts die Defizite der
Umsetzung. In einem großen Teil der DR Kongo sind die Gesundheitseinrichtungen
in den 306 Gesundheitszonen sehr unzureichend ausgestattet. Es fehlt an Geldern
für Medikamente, Ausrüstung und qualifiziertem medizinischem und administrativem
Fachpersonal. Die meisten der 400 Krankenhäuser wurden in der Kolonialzeit gebaut
und befinden sich in einem schlechten Zustand. Das Personal ist extrem schlecht
bezahlt, man arrangiert sich durch Korruption und private Dienstleistungen, die aber
häufig nur für Wohlhabende zugänglich sind. So kommt es, dass der öffentliche
Haushalt nur spärliche Mittel für das Gesundheitswesen verwendet. Diese sind
vollkommen unzureichend, denn sie machen nur bis zu 2 % des BIP aus. Durch das
Zusammenbrechen der Infrastruktur ist die medizinische Versorgung im
Landesinneren oft nur noch in kirchlichen Gesundheitseinrichtungen vorhanden.
Viele Menschen sterben an behandelbaren Krankheiten wie Magen-Darm-
Erkrankungen oder Malaria. In den meisten ländlichen Regionen kann meist nur eine
Notfallmedizin betrieben werden (LIPortal 1.2017).

Der Großteil der Bevölkerung kann nicht ausreichend versorgt werden. UNHCR
bezeichnet die Gesundheitsversorgung im ganzen Land als katastrophal. Nur im
formellen Sektor (1,5 Mio. Beschäftigte) gibt es eine gesetzlich vorgeschriebene
Krankenversicherung, allerdings mit eingeschränktem Leistungsspektrum. Für
zahlungskräftige Patienten stehen in den großen Städten hinreichend ausgestattete
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private Krankenhäuser zur Verfügung. Ebenso gibt es in Kinshasa einen
Pharmagroßhandel, der so gut wie alle auf dem europäischen Markt zur Verfügung
stehenden Medikamente liefern kann. Viele Krankheiten können zwar behandelt
werden, sind aber für die meisten Kongolesen unbezahlbar. Dies gilt ebenso bei
diversen operativen Eingriffen (AA 6.9.2015).

Die medizinische Versorgung im Land ist mit der in Europa nicht zu vergleichen, sie
ist vielfach technisch und apparativ problematisch, die hygienischen Standards sind
oft unzureichend, im unzugänglichen Landesinneren ist eine medizinische
Versorgung oft gar nicht verfügbar. In der Hauptstadt Kinshasa sind die meisten
Medikamente erhältlich, aber sehr teuer - vorübergehende Engpässe können nie
ausgeschlossen werden. In Kinshasa und anderen Städten des Landes sind private
Arztpraxen und Kliniken verfügbar (AA 8.5.2017).

Grundsätzlich gibt es in den großen Städten ein städtisches Krankenhaus, private
Kliniken und Behandlungszentren für die Bevölkerung. In ländlichen Regionen
stehen solche Einrichtungen nicht immer in der unmittelbaren Umgebung zur
Verfügung. Die vorhandene Ausstattung ist häufig bereits mehrere Jahrzehnte alt.
Behandlungen in öffentlichen Krankenhäusern stehen den meisten Menschen des
Landes aufgrund der allgemeinen Armut nur selten zur Verfügung.

Struktur der medizinischen Versorgung:

-	Kleinere medizinische Einrichtungen (Armenapotheken mit ärztlichem Beistand,
medizinische Versorgungsstellen) für kleinere Gesundheitsprobleme

-	Behandlungszentren: für kleinere und ernsthafte Gesundheitsprobleme

-	Städtische Krankenhäuser und Fachzentren: für kleinere, ernsthafte und spezielle
Gesundheitsprobleme

-	Klinik: für ernsthafte, spezielle und komplizierte Gesundheitsprobleme

Medikamente für die Behandlung einiger Krankheiten (Tuberkulose, Malaria,
Hepatitis, Kinderkrankheiten, HIV) stehen in kleinen medizinischen Einrichtungen
(Armenapotheken mit ärztlichem Beistand, kleine Behandlungsstationen),
Gesundheitszentren, städtischen Krankenhäusern und Fachzentren sowie
Spezialkliniken zur Verfügung. Es gibt viele kleine medizinische Einrichtungen
(Armenapotheken, medizinische Stationen) in jeder Gemeinde in Kinshasa und in
jedem Verwaltungsbezirk in bestimmten Regionen. Große Städte sowie bestimmte
Regionen der Verwaltungsbezirke verfügen über je ein städtisches Krankenhaus
sowie eine Spezialklinik. Darüber hinaus gibt es in Kinshasa einige öffentliche und
private Kliniken (IOM 10.2014).

Fast alle Geberorganisationen, die in der DR Kongo aktiv sind, fördern medizinische
Einzelprojekte. In der Regel übernehmen sie direkt oder in Zusammenarbeit mit einer
kirchlichen Trägerstruktur ganze Gesundheitszonen, einschließlich die
Referenzkrankenhäuser. Andere Geber, wie beispielsweise die EU, sichern für
mehrere Jahre die Versorgung mit Medikamenten für mehrere Gesundheitszonen.
Eine kleine Minderheit profitiert von privaten sozialen Sicherungssystemen
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(besonders bei der Gesundheitsversorgung und bei Pensionen). Ca. 95% der
Bevölkerung lebt ohne staatliche soziale Sicherungssysteme, auch wenn es formal
solche Systeme gibt (LIPortal 1.2017).

Quellen:

*	AA - Auswärtiges Amt (6.9.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante
Lage in der Demokratischen Republik Kongo;

*	AA - Auswärtiges Amt (8.5.2017): Demokratische Republik Kongo;

*	IOM - International Organization for Migration (10.2014): Länderinformationsblatt
Demokratische Republik Kongo und

*	LIPortal - Das Länder-Informations-Portal (1.2017): Kongo

1.2.9. Dokumente:

Angesichts der weit verbreiteten Korruption der Justiz- und Verwaltungsbehörden
kann jedes Dokument mit vom Besteller vorgegebenem Inhalt von der formal
zuständigen Stelle gekauft werden. Normale Reisepässe werden nach offiziellen
Angaben vom Außenministerium gegen eine Verwaltungsgebühr von USD 150.-
ausgestellt. Reisepässe sind jedoch kein zuverlässiger Nachweis der Identität, da sie
mit einem bestimmten Inhalt gekauft werden oder bereits die für eine Ausstellung
notwendigen Dokumente (Geburtsurkunde etc.) gefälscht sein können (AA 6.9.2015).

Quelle:

*	AA - Auswärtiges Amt (6.9.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante
Lage in der Demokratischen Republik Kongo;

2. Beweiswürdigung:

2.1. Zu den Beschwerdeführerinnen:

2.1.1. Die Feststellungen zu den Beschwerdeführerinnen (Staatsangehörigkeit und
religiöses Bekenntnis), zu ihrer familiären Beziehung zueinander, zum Alter bzw. zur
Minderjährigkeit im Antragszeitpunkt der Zweitbeschwerdeführerin, zur
Volksgruppenzugehörigkeit der Erstbeschwerdeführerin, zu ihrer Herkunft aus der
Provinz XXXX , zu ihrem Familienstand und zu ihrer Mutterschaft sowie zur Herkunft
der Zweitbeschwerdeführerin aus Kinshasa sowie zu ihrem Familienstand und zum
Leben der Beschwerdeführerinnen in Kinshasa ergeben sich aus dem Akteninhalt
sowie aus dem bezüglich dieser Feststellungen widerspruchsfreien und daher
glaubhaften Vorbringen der Beschwerdeführerinnen im gesamten Verfahren,
insbesondere jedoch in der mündlichen Beschwerdeverhandlung vom 26.11.2019.
Betreffend diese Feststellungen ist auch anzumerken, dass sich hier die Angaben
der Erst- und Zweitbeschwerdeführerin decken. Ferner ist für die zuständige
Einzelrichterin auch kein Grund erkennbar, weshalb diese Angaben unwahr sein
sollten, zumal diese das Vorbringen der Erstbeschwerdeführerin zu ihrer
behaupteten Bedrohungssituation nicht stützen.
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Die Feststellungen zur Visaerteilung durch die belgische Botschaft gründen auf den
in den Akten erliegenden Auszügen aus den Reisepässen der
Beschwerdeführerinnen, denen die Erteilung des Visums und dessen
Gültigkeitsdauer eindeutig zu entnehmen sind. Ebenso ergibt sich die Feststellung
zur Ausreise aus der D.R. Kongo sowie zur Einreise in Belgien aus den aus den
Reisepässen ersichtlichen Aus- und Einreisestempeln. Hinzu kommt, dass die
Reisepässe und die belgischen Visa einer urkundentechnischen Überprüfung
unterzogen wurden, im Zuge derer keine Hinweise auf das Vorliegen von
Verfälschungen hervorgekommen sind. Dass die Visa aufgrund eines Schreibens
des medizinischen Zentrums von Kinshasa an die belgische Botschaft erteilt worden
waren, ergibt sich aus dem diesbezüglich vorgelegten Schreiben vom XXXX , dem
zu entnehmen ist, dass der Aufenthalt der Zweitbeschwerdeführerin in Belgien aus
medizinischen Gründen wünschenswert erscheint und sie während der Reise und
während des Aufenthalts durch die Erstbeschwerdeführerin begleitet werden muss
(vgl. AS 238 im Akt der Erstbeschwerdeführerin). Darüber hinaus ergeben sich die
Feststellungen zur Weiterreise nach Österreich und zur Antragstellung der
Beschwerdeführerinnen aus dem Akteninhalt und aus den diesbezüglich
nachvollziehbaren Angaben der Erstbeschwerdeführerin.

2.1.2. Die Behauptungen der Erstbeschwerdeführerin zu ihrem Fluchtgrund bzw. zu
ihrer geschilderten Bedrohungssituation in der Demokratischen Republik Kongo
werden der Entscheidung nicht als Sachverhalt zugrunde gelegt, da es der
Erstbeschwerdeführerin nicht gelungen ist, mit ihrem Vorbringen eine Verfolgung im
Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention glaubhaft zu machen. Dies aus folgenden
Gründen:

Das Bundesverwaltungsgericht kommt nach gesamtheitlicher Würdigung zu dem
Ergebnis, dass die von der Erstbeschwerdeführerin angegebene
Verfolgungssituation aufgrund ihres nicht nachvollziehbaren und unplausiblen
Vorbringens, welches von der Zweitbeschwerdeführerin nicht bestätigt werden
konnte und welches sie darüber hinaus durch gefälschte Unterlagen zu belegen
versuchte, nicht den Tatsachen entspricht und lediglich ein gedankliches Konstrukt
darstellt.

Zunächst ist darauf zu verweisen, dass nicht glaubhaft ist, dass die im Jahr 2001
geborene Zweitbeschwerdeführerin, die im Zeitpunkt der Ausreise ca. 14 Jahre alt
war und bereits eine achtjährige Schulbildung absolviert hatte, nicht in der Lage ist,
widerspruchsfreie Angaben zu den Ausreisegründen der Erstbeschwerdeführerin zu
tätigen, wenn diese den Tatsachen entsprochen hätten. So gab sie im Rahmen ihrer
Erstbefragung noch an, dass ihre Mutter Probleme mit der Regierung habe, da sie
Angaben zu Massengräbern gemacht habe, die die Regierung verleugnen wolle. In
der Einvernahme vor dem Bundesamt ca. ein Jahr später brachte sie hingegen vor,
dass sie über die Probleme, die die Erstbeschwerdeführerin mit den Behörden habe,
nichts wisse und auch nicht genau wisse, aus welchen Gründen sie persönlich die
D.R. Kongo habe verlassen müssen. Sie glaube, es habe damit zu tun, dass sie
krank sei. In der mündlichen Beschwerdeverhandlung gab sie dezidiert zu ihren
Fluchtgründen befragt an, sie sei krank und habe sich behandeln lassen müsse, da
ihre Erkrankung in der D.R. Kongo nicht habe behandelt werden könne. Das seien
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alle Probleme, die sie gehabt habe und sonst habe sie nichts mehr zu sagen (vgl.
Verhandlungsschrift Seite 29). Aufgrund dieses Aussageverhaltens der
Zweitbeschwerdeführerin gelangt das Bundesverwaltungsgericht zu dem Schluss,
dass diese vor der Ausreise bzw. im Zuge der Antragstellung in Österreich auf die
Frage zu den Ausreisegründen von der Erstbeschwerdeführerin "vorbereitet" wurde
und ihre damaligen Angaben im Zuge des weiteren Verfahrens - Einvernahme vor
dem Bundesamt ca. ein Jahr später; Verhandlung vor dem
Bundesverwaltungsgericht mehr als vier Jahre später - nicht mehr abrufbereit bzw.
einfach vergessen hatte, was vor dem Hintergrund des Alters und der durchaus
vorhandenen Bildung der Zweitbeschwerdeführerin nicht erklärbar ist, sollte sich die
Erstbeschwerdeführerin - ihre Mutter - tatsächlich in einer derartigen
Bedrohungssituation befunden haben. In diesem Zusammenhang ist auf einen,
schon im Verfahren vor dem Bundesamt aufgetretenen Widerspruch in den Angaben
der beiden Beschwerdeführerinnen zu verweisen. Die Erstbeschwerdeführerin gab
an, dass sie nach der behaupteten dreitägigen Anhaltung zu ihrer Schwiegermutter -
sohin zur Großmutter der Zweitbeschwerdeführerin - gegangen und dort bis zur
Ausreise geblieben sei. Hingegen brachte die Zweitbeschwerdeführerin vor dem
Bundesamt vor, dass die Erstbeschwerdeführerin nicht bei der Großmutter gelebt
habe, sondern lediglich die Zweitbeschwerdeführerin von dort abgeholt habe und mit
ihr zum Flughafen gefahren sei. Bei Zugrundelegung der Angaben der
Erstbeschwerdeführerin wäre diese ca. fünf bis sechs Wochen (Mitnahme in der
Nacht von XXXX . auf  XXXX  und dreitägige Anhaltung sowie Ausreise aus der D.R.
Kongo am XXXX .06.2015) bei ihrer Schwiegermutter aufhältig gewesen und ist nicht
nachvollziehbar, dass die Zweitbeschwerdeführerin die Anwesenheit ihrer Mutter im
Haus ihrer Großmutter nicht bemerkt haben will, und zwar selbst dann nicht, wenn
die Zweitbeschwerdeführerin nicht mehr wusste, wie lange sie nach dem
Krankenhaus bei ihrer Großmutter gewesen sei.

Betreffend die von der Erstbeschwerdeführerin vorgelegten angeblich behördlichen
Schreiben ist beweiswürdigend auf den kriminaltechnischen Untersuchungsbericht
vom 26.02.2020 zu verweisen. Auch wenn - wie in der diesbezüglichen
Stellungnahme vorgebracht - weder Vergleichs- noch Informationsmaterial vorliegt,
ist das Ergebnis der kriminaltechnischen Untersuchung, es handle sich bei allen drei
Schreiben um Totalfälschungen, für das Bundesverwaltungsgericht nachvollziehbar.
Im Wesentlichen ist bei der kriminaltechnischen Untersuchung hervorgekommen,
dass das Papier keine urkundentechnischen Sicherheitsmerkmale aufweist und das
gesamte Formular im xerografischen Verfahren hergestellt wurde. Die Aufdrucke
aller Schreiben sind mit demselben Ausgabegerät hergestellt worden und die
Papiere aller Schreiben sind in ihren Eigenschaften ident. In weiterer Folge kam der
Untersuchungsbericht zu dem Schluss, dass aufgrund der übereinstimmenden
Eigenschaften der Papiere, des Druckbildes des Toners sowie aufgrund
charakteristischer Spuren in Form der auf den Ausdrucken angebrachten
individuellen Codes alle Schreiben mit demselben Ausgabegerät gedruckt wurden.
Aufgrund des Umstandes, dass zwei der drei Schreiben von unterschiedlichen
Behörden in unterschiedlichen Ortsteilen von Kinshasa stammen und dennoch alle
drei Schreiben auf demselben Ausgabegerät ausgedruckt wurden, ist das Ergebnis
der kriminaltechnischen Untersuchung aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes
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nicht zu beanstanden. Wenn in der Stellungnahme zum Untersuchungsbericht
mehrfach auf einen "Sachverständigen" verwiesen wird, ist auszuführen, dass es
sich bei dem kriminaltechnischen Untersuchungsbericht nicht um ein
Sachverständigengutachten im engeren Sinn, sondern um ein "sonstiges"
Beweismittel handelt, welches im Rahmen der freien Beweiswürdigung - ebenso wie
die von den Beschwerdeführerinnen zahlreich vorgelegten Unterlagen - gewertet
wird. Darüber hinaus ist auch den unwidersprochen gebliebenen
Länderfeststellungen zu entnehmen, dass in der D.R. Kongo jedes Dokument mit
vom Besteller vorgegebenen Inhalt von der formal zuständigen Stelle gekauft werden
kann.

Hinzu kommt der Umstand - der ebenso im Rahmen der freien Beweiswürdigung
gewertet wird - dass die Erstbeschwerdeführerin bereits einmal ein gefälschtes
Dokument vorgelegt hat, dessen Herkunft sie nicht nachvollziehbar erklären konnte.
So ist nämlich aus ihrem Reisepass ein tansanisches Visum mit einer Gültigkeit von
XXXX .12.2014 bis XXXX .01.2015 ersichtlich, bei dem es sich gemäß einer
urkundentechnischen Untersuchung vom 22.02.2016 um eine Totalfälschung
handelt. Diesem Untersuchungsergebnis ist die Erstbeschwerdeführerin bzw. ihre
Vertretung im Übrigen nicht entgegengetreten. In der mündlichen Verhandlung gab
die Erstbeschwerdeführerin auf Vorhalt dieses gefälschten Visums an, dass geplant
gewesen sei, dass sie mit einer anderen Frau nach Tansania fahre. Diese Frau sei
jedoch vor Reiseantritt verstorben. Dann brachte die Erstbeschwerdeführerin vor, sie
sei bei der Botschaft gewesen, habe den Pass gemeinsam mit dem Visaantrag
abgegeben und habe dann das Visum bekommen, um in weiterer Folge -
widersprüchlich zu den vorherigen Angaben - auszusagen, dass die Frau, die
verstorben sei, die Visa für sie beide beschafft habe (vgl. Verhandlungsschrift Seite
10). In diesem Zusammenhang ist auf einen weiteren Umstand zu verweisen, der
nicht für die persönliche Glaubwürdigkeit der Erstbeschwerdeführerin spricht. Gemäß
den in ihrem - urkundentechnisch als echt befundenen Reisepass - befindlichen Ein-
und Ausreisestempeln reiste die Erstbeschwerdeführerin am XXXX .12.2014 aus der
D.R. Kongo aus und in Tansania ein sowie am XXXX .01.2015 aus Tansania aus
und in die D.R. Kongo ein (was im Übrigen mit der Gültigkeitsdauer des Visums
übereinstimmt). Hingegen gab die Erstbeschwerdeführerin in der mündlichen
Verhandlung an, nie in Tansania gewesen zu sein.

Das Bundesverwaltungsgericht verkennt nicht, dass die Erstbeschwerdeführerin ihre
behauptete Bedrohungssituation von sich aus vor dem Bundesamt und vor dem
Bundesverwaltungsgericht im Wesentlichen gleichbleibend schilderte, kommt aber
dennoch - im Wesentlichen aufgrund des Aussageverhaltens der
Zweitbeschwerdeführerin und aufgrund der Vorlage von Dokumenten, die sich als
Totalfälschung herausgestellt haben - zu dem Schluss, dass das Fluchtvorbringen
der Erstbeschwerdeführerin nicht den Tatsachen entspricht, wobei sich bei näherer
Betrachtung weitere Ungereimtheiten in ihrem Vorbringen finden. Beispielsweise
sprach die Erstbeschwerdeführerin in der mündlichen Verhandlung davon, dass ihr
Mann von den Nachbarn erfahren habe, dass die Polizei einen Haftbefehl gegen die
Erstbeschwerdeführerin erlassen habe und sei dieser Haftbefehl von Ende April /
Anfang Mai [2015] gewesen. Die Erlassung eines Haftbefehls ist allerdings aus den
von ihr selbst vorgelegten (wenn auch als Totalfälschung erkannten) Unterlagen
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nicht ersichtlich. Wenn man die Dokumente als echt und das Vorbringen der
Erstbeschwerdeführerin zum Haftbefehl als glaubhaft erachten würde, käme man zu
dem nicht nachvollziehbaren und vollkommen unlogischen Ergebnis, dass der
Haftbefehl von Ende April / Anfang Mai zwischen der ersten polizeilichen Vorladung
vom  XXXX  und der zweiten polizeilichen Vorladung vom  XXXX  erlassen hätte
werden müssen, was keinesfalls plausibel erscheint. Ferner hätte dann bei
Heranziehung der dritten vorgelegten Urkunde die Vorladung der Staatsanwaltschaft
zur Einvernahme ca. drei Monate nach der Erlassung des Haftbefehls erfolgen
müssen, was ebenso wenig nachvollziehbar ist.

Darüber hinaus finden sich im Vorbringen der Erstbeschwerdeführerin weitere
Ungereimtheiten, die auf Nachfrage in der mündlichen Verhandlung nicht
nachvollziehbar erklärt bzw. aufgeklärt werden konnten. So sprach die
Erstbeschwerdeführerin sowohl vor dem Bundesamt als auch vor dem
Bundesverwaltungsgericht davon, dass sie sich neben ihren eigenen fünf Kindern
auch um die beiden Kinder ihrer verstorbenen Schwester gekümmert habe. Diese
beiden Kinder seien in den Jahren 2000 und 2008 geboren. Zu dem Vorfall in der
Nacht von XXXX . auf  XXXX  gab sie unter anderem an, dass ihr Mann auf Reisen
und ihre Kinder bei der Schwiegermutter gewesen seien. Ihre beiden Nichten, die bei
dem Überfall geflohen seien, seien bei ihr gewesen, da sie in Kinshasa studiert
hätten. Auf Vorhalt des Alters bzw. der Geburtsjahre dieser Nichten, brachte sie
erstmals vor, dass das nicht die Kinder ihrer verstorbenen Schwester gewesen seien,
sondern von anderen Familienmitgliedern. Dass sich die Erstbeschwerdeführerin
nicht nur um ihre eigenen fünf Kinder und um die Kinder ihrer verstorbenen
Schwester, sondern noch um zwei weitere Kinder "von anderen Familienmitgliedern"
gekümmert hat, erwähnte sie zum ersten Mal. Ferner gab die
Erstbeschwerdeführerin an, dass während des Vorfalls vom  XXXX  die
Zweitbeschwerdeführerin Patientin im selben Krankenhaus gewesen sei. Der
vorgelegten Attestation medicale vom  XXXX  ist jedoch zu entnehmen, dass die
Zweitbeschwerdeführerin ab  XXXX sieben Tage - sohin nur bis zum  XXXX  -
stationär im Krankenhaus aufhältig war. Weiters ist einem Befundbericht der
gynäkologischen Ambulanz eines Krankenhauses in Österreich vom  XXXX 2015 zu
entnehmen, dass im Zuge der Anamnese "die Familie" angab, dass die
Zweitbeschwerdeführerin als Kind einmal entführt, ein paar Tage später nach Hause
gebracht und unter Umständen missbraucht wurde; ein derartiges Vorbringen haben
die Beschwerdeführerinnen weder vor dem Bundesamt noch vor dem
Bundesverwaltungsgericht auch nur ansatzweise erstattet.

Hinzu kommt, dass die Beschwerdeführerinnen mit ihren eigenen Reisepässen,
versehen mit belgischen Visa, unbehelligt und legal ausreisen konnten, was wohl
nicht möglich gewesen wäre, hätte man die Erstbeschwerdeführerin tatsächlich
polizeilich gesucht bzw. würde gegen sie ein Haftbefehl bestehen. Ferner hat die
Zweitbeschwerdeführerin vor dem Bundesverwaltungsgericht angegeben, dass die
Erstbeschwerdeführerin die Visa besorgt habe, woraus geschlossen werden kann,
dass sie das Haus ihrer Schwiegermutter verlassen konnte, um bei der belgischen
Botschaft die Visa zu beantragen und wohl auch abzuholen. Letztlich spricht auch
gegen eine tatsächliche persönliche Verfolgung der Erstbeschwerdeführerin der
Umstand, dass diese erst ein Monat nach ihrer Ankunft in Österreich - nämlich kurz
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vor Ablauf des belgischen Visums - den gegenständlichen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt hat. Wäre die Erstbeschwerdeführerin tatsächlich einer
Verfolgungsgefahr ausgesetzt gewesen, hätte sie wohl die erste Möglichkeit zur
Asylantragstellung - nämlich bereits in Belgien - genützt, wo die
Zweitbeschwerdeführerin ebenso hätte behandelt werden können.

Zu den im Verfahren vor dem Bundesamt von der Erstbeschwerdeführerin
vorgelegten, allgemein gehaltenen (Zeitungs)berichten in deutscher und
französischer Sprache betreffend die Proteste gegen die dritte Amtszeit von
Präsident Joseph Kabila sowie betreffend die Entdeckung eines Massengrabes in
der Nähe von Kinshasa ist zunächst darauf zu verweisen, dass diese Unterlagen
ohne jegliches bezughabendes Vorbringen vorgelegt wurden und darüber hinaus
auch keinen Bezug zur Person der Erstbeschwerdeführerin aufweisen. Das
Bundesverwaltungsgericht geht davon aus, dass die Erstbeschwerdeführerin
tatsächlich stattgefunden habende Vorfälle (wie die Proteste im Jänner 2015 und die
Entdeckung des Massengrabes im April 2015) als Grundlage genutzt hat, um ihre
Fluchtgeschichte darauf zu konstruieren, was durch die als Totalfälschung
qualifizierten drei (angeblich) behördlichen Schreiben verdeutlicht wird und auch
durch die aufgezeigten Ungereimtheiten ersichtlich ist.

In einer Gesamtbetrachtung ist sohin festzuhalten, dass aufgrund des Umstandes,
dass die Zweitbeschwerdeführerin die Angaben der Erstbeschwerdeführerin nicht
bestätigen konnte, diese jedoch versucht hat, ihr Vorbringen mit gefälschten
Dokumenten zu belegen und sich darüber hinaus weitere Ungereimtheiten ergeben
haben, das Bundesverwaltungsgericht zu dem Schluss gelangt ist, dass die Angaben
der Erstbeschwerdeführerin als unglaubhaft anzusehen und daher die behaupteten
Fluchtgründe nicht als Feststellungen der rechtlichen Beurteilung zugrunde zu legen
sind. Insgesamt gelang es der Erstbeschwerdeführerin sohin nicht, individuelle und
konkrete Verfolgungsgründe glaubhaft zu machen. Anzumerken ist an dieser Stelle,
dass die Beschwerdeführerinnen auf die zuständige Einzelrichterin in der mündlichen
Verhandlung keineswegs einen verwirrten oder gar geistig beeinträchtigten Eindruck
machten und auch nicht sonderlich nervös wirkten.

Zusammengefasst lassen sohin das Aussageverhalten der Beschwerdeführerinnen,
die Vorlage von gefälschten Dokumenten und die aufgezeigten Ungereimtheiten im
Vorbringen der Erstbeschwerdeführerin nur den Schluss zu, dass es sich beim
Fluchtvorbringen der Erstbeschwerdeführerin lediglich um ein gedankliches
Konstrukt zwecks Asylerlangung handelt. Die Zweitbeschwerdeführerin erstattete
weder vor dem Bundesamt noch vor dem Bundesverwaltungsgericht ein Vorbringen,
welches auch nur ansatzweise eine Verfolgung oder Bedrohung ihrer Person von
staatlicher oder privater Seite beinhaltet. Daher ist nicht glaubhaft, dass die
Beschwerdeführerinnen in ihrem Heimatland wohlbegründete Furcht vor Verfolgung
im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention zu gewärtigen hatten bzw. sich eine
solche zukünftig ergibt.

Die Feststellung, dass die Zweitbeschwerdeführerin die Demokratische Republik
Kongo verlassen hat, um sich in Österreich medizinisch behandeln zu lassen, ergibt
sich aus ihren eigenen Angaben im gesamten Verfahren, zuletzt in der mündlichen
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Beschwerdeverhandlung. Auch die Erstbeschwerdeführerin gab im Verfahren
wiederholt an, dass die Zweitbeschwerdeführerin seit ihrem vierten Lebensjahr an
Blutungen leide, die in der D.R. Kongo nicht behandelt werden könnten und sie nur in
Österreich ausreichend versorgt werden könne. Auch die im Verfahren vorgelegten
Unterlagen - insbesondere die Schreiben eines österreichischen Krankenhauses
vom  XXXX  sowie jenes eines medizinischen Zentrums von Kinshasa vom  XXXX  -,
in denen die Erteilung eines Visums zum Zweck der Diagnose und Therapie aus
medizinischer Sicht bzw. der Aufenthalt in Belgien aus medizinischen Gründen
befürwortet wird, bestätigen diesen Ausreisegrund der Zweitbeschwerdeführerin.

2.1.3. Die Feststellungen zum Gesundheitszustand der Zweitbeschwerdeführerin
gründen ebenfalls auf ihren eigenen Angaben sowie auf den Angaben der
Erstbeschwerdeführerin. Die Zweitbeschwerdeführerin brachte in der mündlichen
Verhandlung vor, dass sie gesund sei, nur manchmal zur Kontrolle ins Krankenhaus
gehe. Manchmal habe sie Schmerzen und sie habe eine Geschwulst gehabt. Sie sei
nicht operiert worden, nehme keine Medikamente und stehe nicht in medizinischer
Behandlung (vgl. Verhandlungsschrift Seite 25). Darüber hinaus ist auf einen
gynäkologischen Befund vom  XXXX 2016 zu verweisen, dem keine Auffälligkeiten
zu entnehmen sind, sowie auf ein Schreiben eines Arztes für Allgemeinmedizin vom
XXXX 2016, demzufolge die Zweitbeschwerdeführerin an unklaren
Mittelbauchbeschwerden leidet. Hieraus ist erkennbar, dass sich der zuvor
geäußerte Verdacht eines Tumors in der Gebärmutter (vgl. hierzu die Schreiben
eines österreichischen Krankenhauses vom XXXX ) nicht bestätigt hat. Zu dem
vorgelegten Schreiben eines Arztes für Allgemeinmedizin vom  XXXX 2016,
demzufolge die Zweitbeschwerdeführerin an einem Tumor an der Gebärmutter leidet,
ist auszuführen, dass dieser Arzt die Zweitbeschwerdeführerin offensichtlich weder
untersucht noch behandelt hat, da in dem Schreiben um die "rasche Erteilung eines
Visums" ersucht wird; dies zu einem Zeitpunkt als sich die Beschwerdeführerinnen
bereits seit mehr als einem Jahr in Österreich befunden haben. Die
Negativfeststellung, dass nicht festgestellt werden kann, dass sich die
Zweitbeschwerdeführerin nach dem  XXXX 2016 in medizinischer bzw.
gynäkologischer Behandlung befunden hat, gründet auf dem Umstand, dass seit
diesem Zeitpunkt (auch nicht im Beschwerdeverfahren bzw. im Zuge der mündlichen
Verhandlung) keine ärztlichen und/oder medizinischen Unterlagen vorgelegt wurden.
Hieraus ergibt sich auch die Feststellung, dass keine aktuelle
Behandlungsbedürftigkeit vorliegt.

Dass die Erstbeschwerdeführerin an einer protrahierten Lumbalgie leidet und
diesbezüglich in Österreich medizinisch bzw. physikalisch behandelt wurde, ergibt
sich aus dem Schreiben eines Arztes für Allgemeinmedizin vom  XXXX 2016 sowie
aus ihren eigenen Angaben in der mündlichen Verhandlung. Darüber hinaus gab sie
an, dass die Untersuchungen ergeben hätten, dass sie gesund sei. Hieraus resultiert
auch die Feststellung, dass keine aktuelle Behandlungsbedürftigkeit vorliegt. Daran
ändert auch nichts der ohne Vorbringen vorgelegte MRT-Befund der
Lendenwirbelsäule vom XXXX .02.2020, da diesem weder Auffälligkeiten noch
Therapieempfehlungen oder eine Wiederbestellung zu entnehmen sind. Sohin war
insgesamt betrachtet betreffend beide Beschwerdeführerinnen die Feststellung zu
treffen, dass diese weder an einer schwerwiegenden psychischen noch an einer
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schwerwiegenden physischen Erkrankung leiden.

Die Feststellung zum Vorliegen einer Existenzgrundlage gründet ebenso auf den
eigenen Angaben der Beschwerdeführerinnen, insbesondere auf jenen der
Erstbeschwerdeführerin. Bei beiden Beschwerdeführerinnen handelt es sich um
arbeits- bzw. erwerbsfähige Frauen ohne schwerwiegende gesundheitliche
Beeinträchtigungen, die zudem über familiäre bzw. soziale Kontakte in ihrem
Herkunftsstaat verfügen. Ebenso aus den eigenen Angaben der
Erstbeschwerdeführerin ergibt sich, dass ihre Mutter, ihr Ehemann und ihre vier
Kinder (= Großmutter, Vater und vier Geschwister der Zweitbeschwerdeführerin) in
der Demokratischen Republik Kongo leben und beide Beschwerdeführerinnen zu
diesen Angehörigen regelmäßigen Kontakt (die Erstbeschwerdeführerin etwas
häufiger bzw. etwas mehr als die Zweitbeschwerdeführerin) haben. Die (weiteren)
Feststellungen zum Vorliegen einer Existenzgrundlage der Beschwerdeführerinnen
im Herkunftsstaat, insbesondere zum Schulabschluss mit Matura, zur
Berufsausbildung als diplomierte Krankenschwester sowie zur Berufstätigkeit der
Erstbeschwerdeführerin und zur achtjährigen Schulbildung der
Zweitbeschwerdeführerin, zu den Sprachkenntnissen beider Beschwerdeführerinnen
und zur Erwirtschaftung des Lebensunterhalts durch die Erstbeschwerdeführerin
sowie zur beruflichen Tätigkeit ihres Ehegattens bzw. Vaters, gründen ebenso auf
ihren eigenen Angaben in der mündlichen Verhandlung. Ferner ergibt sich aus den
Länderfeststellungen, dass die Verhältnisse in der Demokratischen Republik Kongo
nicht das Ausmaß erreichen, um von einer Gefährdung ausgehen zu können, die in
den Nahebereich des Art. 3 EMRK gelangen könnte.

2.1.4. Die Feststellungen zum Bruder bzw. Onkel der Beschwerdeführerinnen sind
aus dem Akteninhalt ersichtlich und ergeben sich darüber hinaus aus den Angaben
der Beschwerdeführerinnen im gesamten Verfahren. Dass die
Beschwerdeführerinnen mit ihrem Bruder bzw. Onkel im gemeinsamen Haushalt
leben gründet darüber hinaus auf vom Bundesverwaltungsgericht eingeholten
Auszügen aus dem Zentralen Melderegister vom 08.05.2020. Entgegen der
Behauptungen im Verfahren ergibt sich die (Negativ)feststellung, dass das Vorliegen
eines finanziellen oder sonstigen Abhängigkeitsverhältnisses nicht besteht, daraus,
dass die Beschwerdeführerinnen auf finanzielle Zuwendungen von Seiten ihres
Bruders bzw. Onkels nicht angewiesen sind, da sie als Asylwerberinnen jederzeit
Leistungen aus der Grundversorgung in Anspruch nehmen können, was sie seit April
2017 ohnehin tun. Dass sie diese Leistungen davor nicht in Anspruch genommen
haben, beruht auf ihrer eigenen Entscheidung und nicht etwa auf einer Weigerung
der österreichischen Behörden, ihnen diese Zuwendungen zu gewähren, sodass
vom Vorliegen einer finanziellen Abhängigkeit nicht gesprochen werden kann.

Die Feststellungen zur fehlenden Selbsterhaltungsfähigkeit sowie zum Bezug der
Grundversorgung ergeben sich aus aktuellen Auszügen aus dem GVS-Register vom
22.04.2020, denen zu entnehmen ist, dass die Beschwerdeführerinnen seit April
2017 als "aktiv" gemeldet sind und Leistungen aus der Grundversorgung beziehen.
Dass die Erstbeschwerdeführerin seit November 2017 ca. drei Stunden ehrenamtlich
tätig ist und diesbezüglich Einschulungen sowie Ausbildungen gemacht hat, gründet
auf ihrem eigenen Vorbringen in der mündlichen Verhandlung und wird darüber
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hinaus durch diverse Bestätigungen (vgl. z.B. Bestätigung einer "Managerin
Ehrenamt und Alltagsbegleitung" vom XXXX .03.2019 sowie
Teilnahmebestätigungen vom XXXX .12.2017 und vom XXXX .06.2019). Die
Absolvierung mehrerer Deutschkurse durch die Erstbeschwerdeführerin ergibt sich
aus den vorgelegten Zertifikaten (vgl. z.B. Zertifikat "Deutsch Österreich B1" vom
XXXX .05.2017). Von den ausreichenden Deutschkenntnissen der
Erstbeschwerdeführerin konnte sich die erkennende Einzelrichterin in der
mündlichen Verhandlung selbst überzeugen; sie ist in der Lage, sich in einfachen
Worten zu verständigen. Die Feststellungen zu den Schulbesuchen bzw.
Schulausbildungen der Zweitbeschwerdeführerin basieren auf den diesbezüglich
vorgelegten Unterlagen, insbesondere auf dem Jahreszeugnis einer Neuen
Mittelschule vom XXXX .07.2016, dem Jahres- und Abschlusszeugnis einer
landwirtschaftlichen Fachschule für das Schuljahr 2018/2019 und auf der
Schulbesuchsbestätigung einer Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche Berufe
vom XXXX .09.2019. Von den sehr guten Deutschkenntnissen der
Zweitbeschwerdeführerin konnte sich die erkennende Einzelrichterin in der
mündlichen Verhandlung selbst überzeugen; die Zweitbeschwerdeführerin war in der
Lage, ihre Einvernahme in der mündlichen Verhandlung über weite Strecken hinweg
in deutscher Sprache ohne Zuhilfenahme der Dolmetscherin zu führen. Dass die
Beschwerdeführerinnen in Österreich über einen Freundes- und Bekanntenkreis
verfügen, ergibt sich aus ihren Angaben, den vorgelegten Empfehlungsschreiben
und ist auch aufgrund der Aufenthaltsdauer in Österreich nachvollziehbar. Letztlich
gründet die Feststellung zur strafrechtlichen Unbescholtenheit beider
Beschwerdeführerinnen auf vom Bundesverwaltungsgericht eingeholten
Strafregisterauszügen, beide vom 25.11.2019.

2.2. Die aktuellen Feststellungen zur Situation in der Demokratischen Republik
Kongo, welche dem Bundesamt selbstverständlich bekannt sind, beruhen auf dem
Länderinformationsblatt der Staatendokumentation vom 11.01.2019 sowie auf den
dort angeführten Quellen und wurden den Beschwerdeführerinnen bzw. ihrer
Vertretung mit der Ladung zur mündlichen Verhandlung zur Kenntnis gebracht. Die
Beschwerdeführerinnen selbst äußerten sich zu den Länderfeststellungen nicht. Ihre
Vertretung hat sich zwar die Möglichkeit der Stellungnahme bis zum Schluss der
Verhandlung offengehalten, hat jedoch in weitere Folge bis zum
Entscheidungszeitpunkt - trotz Zuwartens des Bundesverwaltungsgerichtes - weder
eine mündliche noch eine schriftlichen Stellungnahme abgegeben (vgl.
Verhandlungsschrift Seite 6), sodass davon auszugehen ist, dass den
gegenständlichen Länderfeststellungen nicht entgegengetreten wird.

Bei den vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen Quellen handelt es sich um
Berichte verschiedener anerkannter und teilweise vor Ort agierender Institutionen,
die in ihren Aussagen ein übereinstimmendes, schlüssiges Gesamtbild der Situation
in der D.R. Kongo ergeben. Angesichts der Seriosität der angeführten
Erkenntnisquellen und der Plausibilität der Aussagen besteht kein Grund, an der
Richtigkeit der Darstellung zu zweifeln. Des Weiteren ist darauf zu verweisen, dass
die vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen Quellen nach wie vor aktuell
bzw. mit späteren Quellen inhaltlich deckungsgleich bzw. zum Teil sogar nahezu
wortident sind.
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Im Hinblick auf die weltweite Ausbreitung des COVID-19-Erregers kann unter
Zugrundelegung der medial ausführlich kolportierten Entwicklungen (auch) in der
Demokratischen Republik Kongo bislang keine derartige Entwicklung erkannt
werden, die im Hinblick auf eine Gefährdung nach Art. 2 und Art. 3 EMRK eine
entscheidungsrelevante Lageänderung erkennen lässt. So gehört die Demokratische
Republik Kongo weder zu den 20 am meisten betroffenen Ländern noch kann eine
starke Verbreitung des Virus erkannt werden. Mit Datum 06.05.2020 gab es in der
D.R. Kongo 797 bestätigte Fälle, 92 Genesene und 35 Todesfälle, wie eine einfache
Internetrecherche zeigt. Was die Folgen der COVID-19 Pandemie in der
Demokratischen Republik Kongo betrifft, ist überdies festzuhalten, dass es sich
hierbei definitionsgemäß um eine weltweite Problematik handelt und kein Staat
absolute Sicherheit vor dieser Erkrankung bieten kann; dies wird etwa auch durch die
aktuellen Entwicklungen in der Europäischen Union und in den Vereinigten Staaten
von Amerika belegt. Wie festgestellt leiden beide Beschwerdeführerinnen nicht unter
schweren Erkrankungen und befinden sich aktuell auch nicht in medizinischer
Behandlung, sodass sie keiner Risikogruppe angehören und ist auch aus diesem
Grund von keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 oder Art. 3 EMRK
auszugehen. Zusammengefasst ist sohin festzuhalten, dass eine Rückkehr der
Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo aufgrund der
derzeitigen Gesundheits- und Versorgungslage zumutbar ist.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über
Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen
Rechtswidrigkeit.

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate
vorgesehen ist. Da im vorliegenden Verfahren keine Entscheidung durch Senate
vorgesehen ist, liegt gegenständlich Einzelrichterzuständigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist
durch das VwGVG, BGBl. I 2013/33 idF BGBl. I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.).
Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die
Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen
jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hätte.
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3.2. Gemäß § 34 Abs. 4 AsylG hat die Behörde (hier: das Bundesverwaltungsgericht)
Anträge von Familienangehörigen eines Asylwerbers gesondert zu prüfen; die
Verfahren sind unter einem zu führen; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3
erhalten alle Familienangehörigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der
Status des Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Anträge wären als unzulässig zurückzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber
erhält einen gesonderten Bescheid (hier: Erkenntnis). Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemäß § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch
seinen Familienangehörigen zuzuerkennen.

Entsprechend den erläuternden Bemerkungen zu § 34 Abs. 4 AsylG sollen alle
Familienmitglieder einen eigenen Bescheid (hier: ein gesondertes Erkenntnis), aber
mit gleichem Inhalt zugesprochen bekommen. Jener Schutzumfang, der das stärkste
Recht gewährt, ist auf alle Familienmitglieder anzuwenden.

Gemäß § 2 Abs. 1 Z 22 AsylG ist im Sinne dieses Bundesgesetzes
Familienangehöriger: wer Elternteil eines minderjährigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjähriges lediges Kind eines Asylwerbers oder
eines Fremden ist, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der
Einreise bestanden hat, sowie der gesetzliche Vertreter der Person, der
internationaler Schutz zuerkannt worden ist, wenn diese minderjährig und nicht
verheiratet ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhältnis bereits vor der Einreise
bestanden hat; dies gilt weiters auch für eingetragene Partner, sofern die
eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise bestanden hat.

Die Erstbeschwerdeführerin ist die Mutter der zum Zeitpunkt der Antragstellung
minderjährigen ledigen Zweitbeschwerdeführerin, sodass in den gegenständlichen
Fällen ein Familienverfahren vorliegt.

3.3. Zu A)

3.3.1. Zur Nichtzuerkennung des Status der Asylberechtigten:

3.3.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag
auf internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§
4, 4a oder 5 zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen,
wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1
Abschnitt A Z 2 GFK droht.

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer sich aus wohlbegründeter
Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden,
außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstände außerhalb des Landes seines
gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren.
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Zentraler Aspekt der dem § 3 Abs. 1 AsylG zugrunde liegenden, in Art. 1 Abschnitt A
Z 2 GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegründete Furcht vor
Verfolgung (vgl. VwGH 22.12.1999, Zl. 99/01/0334). Eine Furcht kann nur dann
wohlbegründet sei, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl.
z.B. VwGH vom 22.12.1999, Zl. 99/01/0334; vom 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; vom
25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte
Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit
Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten
würde.

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu
schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität
liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme
des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen
Aufenthaltes zu begründen (vgl. VwGH 21.9.2000, Zl. 2000/20/0241; VwGH
14.11.1999, Zl. 99/01/0280). Die Verfolgungs-gefahr muss ihre Ursache in einem der
Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (vgl. VwGH vom
09.09.1993, Zl. 93/01/0284; vom 15.03.2001, Zl. 99/20/0128); sie muss Ursache
dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des
Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Ein in seiner Intensität asylrelevanter
Eingriff in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen führt daher nur dann
zur Flüchtlingseigenschaft, wenn er an einen in Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK
festgelegten Grund, nämlich die Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung anknüpft. Relevant kann
aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn die
Asylentscheidung erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen,
ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den
genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH vom 09.03.1999, Zl. 98/01/0318
und vom 19.10.2000, Zl. 98/20/0233).

3.3.1.2. Im Fall der Beschwerdeführerinnen ergibt sich keine "wohlbegründete Furcht
vor Verfolgung" im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention.

Da es der Erstbeschwerdeführerin nicht gelungen ist, mit ihrem Vorbringen eine
Verfolgung bzw. eine Verfolgungsgefahr im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention
glaubhaft zu machen, ergibt sich bereits unter diesem Aspekt keine "wohlbegründete
Furcht vor Verfolgung" der Erstbeschwerdeführerin. Die Zweitbeschwerdeführerin hat
eine Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention nicht einmal ansatzweise
behauptet, sodass zusammengefasst, - wie bereits in der Beweiswürdigung
ausführlich begründet - nicht glaubhaft ist, dass den Beschwerdeführerinnen in ihrem
Herkunftsstaat Demokratische Republik Kongo in Zusammenhang mit der von ihnen
behaupteten Bedrohungssituation Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der
Genfer Flüchtlingskonvention droht.

Es ergaben sich auch keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass die
Erstbeschwerdeführerin als Angehörige der Volksgruppe der Otetela - die
Zweitbeschwerdeführerin hat betreffend ihre Volksgruppenzugehörigkeit in der
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mündlichen Verhandlung angegeben, dass sie von einer Volksgruppe nichts wisse
(vgl. Verhandlungsschrift Seite 27) - sowie beide Beschwerdeführerinnen als
Zugehörige zum römisch-katholischen Glauben aktuell alleine wegen ihrer
Volksgruppenzugehörigkeit und/oder wegen ihres Glaubensbekenntnisses in der
D.R. Kongo einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt wären. Eine derartige
Verfolgung bzw. Bedrohung wurde von ihnen im gesamten Verfahren auch nicht
behauptet.

Auch aus der allgemeinen, wirtschaftlich schlechten Lage in der Demokratischen
Republik Kongo lässt sich konkret für die Beschwerdeführerinnen kein Status von
Asylberechtigten ableiten. Eine allgemeine desolate wirtschaftliche und soziale
Situation kann nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht als
hinreichender Grund für eine Asylgewährung herangezogen werden (vgl. etwa
VwGH vom 28.05.2005, Zl. 2002/01/0414). Hinzu kommt, dass wirtschaftliche
Benachteiligungen nur dann asylrelevant sein können, wenn sie jegliche
Existenzgrundlage entziehen (vgl. z.B. VwGH vom 09.05.1996, Zl. 95/20/0161; vom
30.04.1997, Zl. 95/01/0529, sowie vom 08.09.1999, Zl. 98/01/0614). Aber selbst für
den Fall des Entzugs der Existenzgrundlage ist Asylrelevanz nur dann anzunehmen,
wenn dieser Entzug mit einem in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten
Anknüpfungspunkt - nämlich der Rasse, der Religion, der Nationalität, der
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung -
zusammenhängt, was in den vorliegenden Fällen zu verneinen wäre.

Der Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Asylstatus durch das Bundesamt
für Fremdenwesen und Asyl war daher der Erfolg zu versagen.

3.3.2. Zur Nichtzuerkennung des Status der subsidiär Schutzberechtigten:

3.3.2.1. Wird ein Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen, so ist dem Fremden gemäß § 8 Abs. 1
Z 1 AsylG der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK
oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes
mit sich bringen würde.

Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär
Schutzberechtigten nach § 8 Abs. 1 AsylG ist gemäß Abs. 2 leg. cit. mit der
abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status des
Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden.

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG ist der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine
innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offensteht. Dies ist gem. § 11 Abs. 1
AsylG dann der Fall, wenn Asyl-werbern in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom
Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil
des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewähr-leistet werden und ihnen der
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Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet wer-den kann. Schutz ist
gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine
wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention
vorliegen kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsidiär
Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht
gegeben sind. Bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche Fluchtalternative gegeben ist,
ist auf die allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die
persönlichen Umstände der Asylwerber zum Zeitpunkt der Entscheidung über den
Antrag abzustellen (§ 11 Abs. 2 AsylG).

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich
geschützt. Gemäß Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder
erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden. Die Protokolle Nr. 6 und
Nr. 13 zur Konvention beinhalten die Abschaffung der Todesstrafe.

3.3.2.2. Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seinem Erkenntnis vom 21.02.2017,
Ra 2016/18/0137, mit der bisherigen höchstgerichtlichen Rechtsprechung zum
realen Risiko einer drohenden Verletzung der Art. 2 und Art. 3 EMRK sowie zur
ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher
Gewalt im innerstaatlichen Konflikt auseinandergesetzt und diese wie folgt
zusammengefasst (vgl. hierzu auch VwGH vom 17.09.2019, Ra 2019/14/0160):

Die Beurteilung eines drohenden Verstoßes gegen Art. 2 oder Art. 3 EMRK setzt
eine Einzelfallprüfung voraus, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare
Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Rückkehr in
ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr ("real risk") insbesondere einer gegen Art. 2
oder Art. 3 verstoßenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen
Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die persönliche Situation des
Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu
beziehen hat. Die Außerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann
auch dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort
keine Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbedürfnisse der menschlichen
Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden können. Eine solche
Situation ist nur unter exzeptionellen Umständen anzunehmen (vgl. VwGH vom
08.09.2016, Ra 2016/20/0063). Die bloße Möglichkeit einer durch die
Lebensumstände bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK reicht nicht aus. Vielmehr
ist es zur Begründung einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig,
detailliert und konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstände vorliegen.
Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner Rechtsprechung festgehalten, dass,
wenn im Herkunftsstaat eines Asylwerbers eine prekäre allgemeine Sicherheitslage
herrscht, in der die Bevölkerung durch Akte willkürlicher Gewalt betroffen ist,
stichhaltige Gründe für die Annahme eines realen Risikos bzw. für die ernsthafte
Bedrohung von Leben oder Unversehrtheit eines Asylwerbers bei Rückführung in
diesen Staat dann vorliegen, wenn diese Gewalt ein solches Ausmaß erreicht hat,
dass es nicht bloß möglich, sondern geradezu wahrscheinlich erscheint, dass auch
der betreffende Asylwerber tatsächlich Opfer eines solchen Gewaltaktes sein wird.
Davon kann in einer Situation allgemeiner Gewalt nur in sehr extremen Fällen
ausgegangen werden, wenn schon die bloße Anwesenheit einer Person in der
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betroffenen Region Derartiges erwarten lässt. Davon abgesehen können nur
besondere in der persönlichen Situation der oder des Betroffenen begründete
Umstände dazu führen, dass gerade bei ihr oder ihm ein - im Vergleich zur
Bevölkerung des Herkunftsstaates im Allgemeinen - höheres Risiko besteht, einer
dem Art. 2 oder Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt zu sein bzw.
eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit befürchten zu
müssen (vgl. jüngst VwGH vom 17.09.2019, Ra 2019/14/0160-10).

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte erkennt in ständiger
Rechtsprechung, dass ein "real risk" vorliegt, wenn stichhaltige Gründe ("substantial
grounds") dafür sprechen, dass die betroffene Person im Fall der Rückkehr in die
Heimat das reale Risiko (insbesondere) einer Verletzung ihrer durch Art. 3 EMRK
geschützten Rechte zu gewärtigen hätte. Dafür spielt es grundsätzlich keine Rolle,
ob dieses reale Risiko in der allgemeinen Sicherheitslage im Herkunftsstaat, in
individuellen Risikofaktoren des Einzelnen oder in der Kombination beider Umstände
begründet ist. Allerdings betont der EGMR in seiner Rechtsprechung auch, dass
nicht jede prekäre allgemeine Sicherheitslage ein reales Risiko im Sinne des Art. 3
EMRK hervorruft. Im Gegenteil lässt sich der Judikatur entnehmen, dass eine
Situation genereller Gewalt nur in sehr extremen Fällen ("in the most extreme cases")
diese Voraussetzung erfüllt. In den übrigen Fällen bedarf es des Nachweises von
besonderen Unterscheidungsmerkmalen ("special distinguishing features"), aufgrund
derer sich die Situation des Betroffenen kritischer darstellt als für die Bevölkerung im
Herkunftsstaat im Allgemeinen (vgl. hierzu etwa EGMR vom 28.11.2011, Nr. 8319/07
und 11449/09, Sufi und Elmi vs. Vereinigtes Königreich).

Zusammengefasst kann sohin gesagt werden, dass der maßgebliche Unterschied
zwischen einem "realen Risiko" und einer "bloßen Möglichkeit" im Vorliegen oder
Nichtvorliegen von "special distinguishing features" zu erblicken ist, die auf ein
persönliches ("personal") und vorhersehbares ("foreseeable") Risiko schließen
lassen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nur in sehr extremen Fällen
("most extreme cases"), wenn die allgemeine Lage im Herkunftsstaat so ernst ist,
dass praktisch jeder, der dorthin abgeschoben wird, einem realen und unmittelbar
drohenden ("real and imminent") Risiko einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung ausgesetzt ist. Diesfalls ist das reale Risiko bereits durch die extreme
allgemeine Gefahrenlage im Zielstaat indiziert (vgl. hierzu "Thurin, Der Schutz des
Fremden vor rechtswidriger Abschiebung", 2. Auflage).

Auch im Urteil der großen Kammer vom 23.08.2016, Nr. 59166/12, J.K. u.a. vs.
Schweden, führte der EGMR aus, dass die Beweislast für das Vorliegen eines realen
Risikos in Bezug auf individuelle Gefährdungsmomente für eine Person grundsätzlich
bei dieser liegt. Gleichzeitig sind jedoch die Schwierigkeiten, mit denen ein
Asylwerber bei der Beschaffung von Beweismitteln konfrontiert ist, in Betracht zu
ziehen und bei einem entsprechend substanziierten Vorbringen des Asylwerbers,
weshalb sich seine Lage von jener anderer Personen im Herkunftsstaat
unterscheidet, im Zweifel zu seinen Gunsten zu entscheiden. Soweit es um die
allgemeine Lage im Herkunftsstaat geht, ist jedoch ein anderer Ansatz
heranzuziehen. Diesbezüglich hätten die Asylbehörden vollen Zugang zu den
relevanten Informationen und es liegt an ihnen, die allgemeine Lage im betreffenden
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Staat (einschließlich der Schutzfähigkeit der Behörden im Herkunftsstaat) von Amts
wegen festzustellen und nachzuweisen.

Der Tatbestand einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit
einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes in § 8 Abs. 1 Z 2 AsylG orientiert sich an Art. 15 lit. c
Status-RL und umfasst eine Schadensgefahr allgemeiner Art, die sich als willkürlich
erweist, d.h. sich auf Personen ungeachtet ihrer persönlichen Situation erstrecken
kann. Entscheidend für die Annahme einer solchen Gefährdung ist nach den
Ausführungen des EuGH, dass der den bewaffneten Konflikt kennzeichnenden Grad
willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Gründe für die
Annahme bestehen, eine Zivilperson liefe bei Rückkehr in das betreffende Land oder
gegebenenfalls in die betroffene Region allein durch ihre Anwesenheit im Gebiet
dieses Landes oder in dieser Region tatsächlich Gefahr, einer ernsthaften
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit ausgesetzt zu sein. Dabei ist zu
beachten, dass der Grad willkürlicher Gewalt, der vorliegen muss, damit der
Antragsteller Anspruch auf subsidiären Schutz hat, umso geringer sein wird, je mehr
er möglicherweise zu belegen vermag, dass er aufgrund von seiner persönlichen
Situation innenwohnenden Umständen spezifisch betroffen ist (vgl. EuGH vom
17.02.2009, C-465/07, Elgafaji und vom 30.01.2014, C-285/12, Diakité).

Darüber hinaus ist auf die Rechtsprechung der Höchstgerichte zu verweisen, wonach
es grundsätzlich der abschiebungsgefährdeten Person obliegt, mit geeigneten
Beweisen gewichtige Gründe für die Annahme eines Risikos nachzuweisen, dass ihr
im Fall der Durchführung einer Rückführungsmaßnahme eine dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung drohen würde (vgl. VwGH vom 05.10.2016, Ra
2016/19/0158).

3.3.2.3. Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich, dass die
Beschwerdeführerinnen im Fall ihrer Rückkehr in die Demokratische Republik Kongo
keine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes treffen
würde.

Weder aus den Angaben der Beschwerdeführerinnen noch aus den Ergebnissen des
Ermittlungsverfahrens ist in den konkreten Fällen ersichtlich, dass jene gemäß der
Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegt, um die
Außerlandesschaffung eines Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher
Verantwortlichkeit liegende Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Art 3
EMRK erscheinen zu lassen (vgl. VwGH vom 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443). Eine
Gefährdung durch staatliche Behörden bloß aufgrund des Faktums der Rückkehr ist
nicht ersichtlich, auch keine sonstige allgemeine Gefährdungslage durch Dritte.

Festzuhalten ist, dass der Oppositionskandidat der UDPS (= Union pour la
Démocratie et le Progrès social) Félix Tshisekedi zum Sieger der
Präsidentschaftswahlen vom 30.12.2018 erklärt wurde. Seitdem besteht Hoffnung,
dass sich sowohl die Menschenrechts- als auch die Sicherheitslage in der D.R.
Kongo langfristig betrachtet verbessern wird. Es kann sohin nicht gesagt werden,
dass eine nicht sanktionierte, ständige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
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Menschenrechtsverletzungen herrscht und praktisch jeder, der sich im Hoheitsgebiet
des Staates aufhält, schon alleine aufgrund des Faktums des Aufenthalts aufgrund
der allgemeinen Lage mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen muss, von
einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen zu sein.

Da sich der Herkunftsstaat der Beschwerdeführerinnen nicht im Zustand willkürlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes befindet,
kann bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt werden,
dass für die Beschwerdeführerinnen als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines
solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht. Zu verweisen ist in
diesem Zusammenhang auf ein jüngeres Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes
vom 21.02.2017, Ra 2016/18/0137-14, zur Frage der Zuerkennung von subsidiärem
Schutz, in welchem sich der Verwaltungsgerichtshof mit der Frage einer
Rückkehrgefährdung im Sinne des Art. 3 EMRK aufgrund der bloßen allgemeinen
Lage (im angeführten Erkenntnis betreffend den Irak), insbesondere wegen
wiederkehrender Anschläge und wegen kumulativ mit der allgemeinen Lage zu
berücksichtigenden individuellen Faktoren, befasst hat und die Revision als
unbegründet abgewiesen wurde.

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage
(allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen
Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen nicht
vor und zwar auch nicht unter Berücksichtigung der aktuellen Lage in
Zusammenhang mit der COVID-19 Pandemie, weshalb aus diesem Blickwinkel bei
Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen
eines Sachverhaltes gemäß Art. 2 und/oder Art. 3 EMRK abgeleitet werden kann.

Zusammengefasst ist sohin auszuführen, dass in den vorliegenden Fällen nach den
getroffenen Sachverhaltsfeststellungen keinerlei Umstände vorliegen, welche eine
Rückkehr der Beschwerdeführerinnen in den Herkunftsstaat als unzulässig
erscheinen ließen, da in diesem Staat weder eine objektiv extreme Gefahrenlage
(wie im oben geschilderten Sinn) noch eine konkrete Gefährdung der
Beschwerdeführerinnen aus in ihrer Person gelegenen Gründen zu befürchten ist. Es
trifft zwar nach den Länderberichten zu, dass die Wirtschaftslage als ungünstig bzw.
schwach zu bezeichnen ist, doch kann im Sinn der maßgeblichen Rechtsprechung
keineswegs von einer realen Gefahr der Verletzung von Bestimmungen der EMRK
für Rückkehrer schlechthin - etwa aufgrund eines landesweiten Bürgerkrieges oder
einer Hungersnot - ausgegangen werden.

Es ist auch nicht davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerinnen nach ihrer
Rückkehr in die Demokratische Republik Kongo in eine ausweglose Lebenssituation
geraten könnten, zumal sie nicht alleine, sondern gemeinsam zurückkehren werden
und darüber hinaus ihre Mutter bzw. Großmutter, ihr Ehemann bzw. Vater und vier
Kinder bzw. vier Geschwister der Beschwerdeführerinnen in der D.R. Kongo leben
und die Beschwerdeführerinnen mit ihren Angehörigen in Kontakt stehen. Jedenfalls
der Ehegatte bzw. Vater der Beschwerdeführerinnen ist in der Lage, seinen sowie
den Lebensunterhalt der Familie zu verdienen; er arbeitet als Chauffeur und den
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Angaben der Erstbeschwerdeführerin zufolge teilt er sein Einkommen auf die
eigenen Kinder und ebenso auf die Kinder der verstorbenen Schwester der
Erstbeschwerdeführerin auf (vgl. Verhandlungsschrift Seite 13). Auch geht es ihrer
Mutter einigermaßen gut (vgl. Verhandlungsschrift Seite 14). Sohin ist aufgrund der
familiären Bindungen davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerinnen nach
ihrer Rückkehr in die D.R. Kongo - zumindest für die Anfangszeit - Unterstützung von
ihren Angehörigen, insbesondere von ihrem Ehegatten bzw. Vater erhalten könnten.

Hinzu kommt, dass es sich bei der Erstbeschwerdeführerin um eine durchaus
gebildete und auch ausgebildete Frau handelt; sie hat Matura und eine
Berufsausbildung als diplomierte Krankenschwester. In diesem Beruf hat sie seit
Dezember 2011 in einem Krankenhaus in Kinshasa gearbeitet, wodurch sie ihren
Lebensunterhalt verdient hat. Es ist nicht ersichtlich, dass sie diese Tätigkeit nicht
wieder aufnehmen könnte. Ferner spricht sie Französisch, Lingala und Otetela sowie
nunmehr auch etwas Deutsch. Die Zweitbeschwerdeführerin hat in ihrem
Herkunftsstaat bereits eine achtjährige Schulbildung absolviert und sich in Österreich
durch den Abschluss einer landwirtschaftlichen Fachschule sowie durch den Besuch
einer Höheren Bundeslehranstalt für wirtschaftliche Berufe eine Zusatzqualifikation
erlangt, die ihr auch in der D.R. Kongo bei der Arbeitssuche behilflich sein wird.
Darüber hinaus spricht sie nicht nur Französisch, Otetela und Lingala, sondern auch
Deutsch, etwas Englisch und etwas Italienisch. Es ist sohin zu erkennen, dass die
beiden Beschwerdeführerinnen, die - wie erwähnt - gemeinsam in die Demokratische
Republik Kongo zurückkehren werden, in der Lage sind, sich auch ohne
Unterstützung mittelfristig selbst zu erhalten und eigene Einkommen zu
erwirtschaften. Auch sind die Beschwerdeführerinnen mit den in der D.R. Kongo
herrschenden Gepflogenheiten vertraut, da beide den Großteil ihres Lebens dort
verbracht haben. Die Erstbeschwerdeführerin war bei der Ausreise 41, die
Zweitbeschwerdeführerin 14 Jahre alt. Daher ist davon auszugehen, dass die
Beschwerdeführerinnen bei ihrer Wiedereingliederung in die kongolesische
Gesellschaft keine Schwierigkeiten haben werden, zumal sie über familiäre
Bindungen verfügen. Eine völlige Perspektivenlosigkeit kann somit für die
Beschwerdeführerinnen nicht erkannt werden. Ziel des Refoulementschutzes ist es
nicht, Menschen vor unangenehmen Lebenssituationen zu beschützen, sondern
einzig und allein Schutz vor exzeptionellen Lebenssituationen zu gewähren.

Wie festgestellt leidet die Zweitbeschwerdeführerin an Unterleibsblutungen, die
sowohl in der D.R. Kongo als auch in Österreich behandelt wurden. Bei der
Erstbeschwerdeführerin wurde eine protrahierte Lumbalgie diagnostiziert und auch
sie begab sich diesbezüglich in Österreich in physikalische und medikamentöse
Behandlung. Beide Beschwerdeführerinnen gaben darüber hinaus in der mündlichen
Verhandlung an, dass sie gesund seien und wurde auch eine aktuelle
Behandlungsbedürftigkeit bei beiden Beschwerdeführerinnen (vgl. hierzu die
Ausführungen im Rahmen der Beweiswürdigung) nicht festgestellt. Aus diesem
Grund ist davon auszugehen, dass allfällige gesundheitliche Aspekte einer Rückkehr
der Beschwerdeführerinnen in ihre Heimat nicht entgegenstehen. Unabhängig davon
ist darauf zu verweisen, dass im Allgemeinen ein Fremder kein Recht hat, in einem
fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch behandelt zu
werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
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selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig,
schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es
grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil
des Zielstaates gibt (vgl. Fall Ndangoya; VfGH vom 07.11.2008, U 48/08). Eine
prinzipielle Zugangsmöglichkeit zu einer solchen Behandlung muss für den
betreffenden Fremden aber gegeben sein (vgl. EGMR vom 13.12.2016, Appl.
41738/10, Paposhvili vs. Belgien).

Im Rahmen einer Gesamtschau ist sohin davon auszugehen, dass die
Beschwerdeführerinnen im Fall ihrer Rückkehr in die D.R. Kongo ihre dringendsten
Bedürfnisse befriedigen könnten und nicht in eine über allfällige
Anfangsschwierigkeiten hinausgehende dauerhaft aussichtslose Lage geraten
würden. Sonstige außergewöhnliche Umstände, die eine Abschiebung unzulässig
machen könnten, sind im gegenständlichen Verfahren weder hervorgekommen noch
wurde ein derartiges Abschiebehindernis vorgebracht.

Es ergibt sich somit kein reales Risiko, dass es durch die Rückführung der
Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo zu einer Verletzung
von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 der Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der
Todesstrafe kommen würde.

Daher bleibt festzuhalten, dass das Vorbringen der Beschwerdeführerinnen nicht
geeignet war, ihnen den Status der subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen.

3.3.3. Zur Rückkehrentscheidung:

3.3.3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem
Bundesgesetz mit einer Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der
Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär
Schutzberechtigten abgewiesen wird, und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts
wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht erteilt wird.

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen
von Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung
besonderer Schutz" zu erteilen:

1.	wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a
Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die
Voraus-setzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige
stellt ei-ne Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar
oder wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB)
rechts-kräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine
Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, die den
Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht,

2.	zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder



49

zur Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im
Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder
Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitender Prostitutionshandel oder

3.	wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig
oder nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung
nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte
werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung
der "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt
erforderlich ist.

Die Beschwerdeführerinnen befinden sich seit ihrer Antragstellung am 01.07.2015
durchgehend im Bundesgebiet. Ihr Aufenthalt ist jedoch nicht im Sinne der soeben
dargelegten Bestimmung geduldet. Sie sind auch nicht Zeugen oder Opfer von
strafbaren Handlungen und ebenso wenig Opfer von Gewalt. Die Voraussetzungen
für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG liegen daher
in den Fällen der Beschwerdeführerinnen nicht vor, wobei dies weder im Verfahren
vor dem Bundesamt noch im Beschwerdeverfahren auch nur ansatzweise behauptet
worden war.

3.3.3.2. Gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen
Drittstaatsangehörigen unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz
sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und ihm
kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für
begünstigte Drittstaatsangehörige.

Die Beschwerdeführerinnen sind weder begünstigte Drittstaatsangehörige noch
kommt ihnen ein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu.

3.3.3.3. § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet:

§ 9 (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung
zur Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des
Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur
Erreichung der im Art 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK sind
insbesondere zu berücksichtigen:

1.	die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige
Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war,

2.	das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens,

3.	die Schutzwürdigkeit des Privatlebens,

4.	der Grad der Integration,
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5.	die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,

6.	die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7.	Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts,

8.	die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt
entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst
waren,

9.	die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden
zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist.

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls
begründet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer
unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung
gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung
des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht
bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und
Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über
ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht
(§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl I
Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre.

Im Hinblick auf § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG (früher: § 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 idF
BGBl I Nr. 38/2011) ist festzuhalten, dass bei jeder Rückkehrentscheidung auf das
Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Asylwerbers nach Art. 8 Abs.
1 EMRK Bedacht zu nehmen ist, wobei in diesem Zusammenhang Art. 8 Abs. 2
EMRK eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen
Eingriffs erfordert und somit eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und
öffentlichen Interessen verlangt (vgl. VwGH vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479).

Gemäß Art 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und
Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Nach Art 8 Abs. 2 EMRK
ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die
öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die
Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum
Schutze der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
anderer notwendig ist.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme kann ein
ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens
des Fremden im Sinne des Art. 8 Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss überprüft
werden, ob die aufenthaltsbeendende Maßnahme einen Eingriff und in weiterer
Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt.
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Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens im Sinne
des Art 8 EMRK vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des
Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den
konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine Prüfung der
Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt
eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem
Sinn wird eine Ausweisung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen
auf die Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wiegen würden
als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung.

Das Recht auf Achtung des Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK schützt das
Zusammenleben der Familie. Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft,
Eheschließung oder Adoption verbundene Familienmitglieder, die effektiv
zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern auch
dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (vgl. EGMR Kroon sowie VfGH vom
28.06.2003, G 78/00). Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht
nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern
auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine
gewisse gemeinsame Intensität erreichen. Als Kriterium hierfür kommen etwa das
Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung von
Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen Spruchpraxis der Straßburger
Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende
Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (vgl. EGMR vom
13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; siehe auch EKMR vom 07.12.1981, B
9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (vgl. EKMR vom
14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311), und zwischen Onkel und Tante und
Neffen bzw. Nichten (vgl. EKMR vom 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR
vom 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR vom 05.07.1979, B 8353/78,
EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl.
Baumgartner, ÖJZ 1989, 761; Rosenmayer ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer
gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für die Beziehung
zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (vgl. EKMR 06.10.1981, B
9202/80, EuGRZ 1983, 215).

Unter "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale
und wirtschaftliche Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen
konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. EuGRZ 2006, 554, Sisojeva ua. gegen Lettland).
Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im
Aufenthaltsstaat eine zentrale Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine
Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessensabwägung im speziellen Einzelfall
vornimmt.

Bei dieser Interessensabwägung sind - wie in § 9 Abs. 2 BFA-VG unter
Berücksichtigung der Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts ausdrücklich
normiert wird - insbesondere die Aufenthaltsdauer, das tatsächliche Bestehen eines
Familienlebens und dessen Intensität, die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, der
Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten
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und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschäftigung und
ähnlichen Umständen manifestiert, die Bindungen zum Heimatstaat, die
strafgerichtliche Unbescholtenheit, Verstöße gegen das Einwanderungsrecht,
Erfordernisse der öffentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das Privat- und
Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, zu berücksichtigen (vgl. VfSlg.
18.224/2007 sowie VwGH vom 03.04.2009, Zl. 2008/22/0592; vom 17.12.2007, Zl.
2006/01/0216; vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479 und vom 26.01.2006, Zl.
2002/20/0423).

3.3.3.4. Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen sowie der in § 9 Abs. 2 BFA-
VG normierten Integrationstatbestände, die zur Beurteilung eines schützenswerten
Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK zu berücksichtigen sind, ist im
gegenständlichen Fall Folgendes auszuführen:

Die beiden nunmehr volljährigen Beschwerdeführerinnen leben in Österreich im
gemeinsamen Haushalt mit ihrem ebenso volljährigen Bruder bzw. Onkel, der
österreichischer Staatsangehöriger ist. Das Bundesverwaltungsgericht zweifelt nicht
daran, dass eine emotionale Nahebeziehung zwischen den Beschwerdeführerinnen
und ihrem Bruder bzw. Onkel besteht, was wohl auch ein Grund dafür war, dass die
Beschwerdeführerinnen - trotz belgischem Visum und trotz medizinisch
gleichwertiger Behandlungsmöglichkeiten für die Zweitbeschwerdeführerin in Belgien
- nach Österreich weitergereist sind. Aufgrund dessen stellt die
Rückkehrentscheidung bzw. die Abschiebung der Beschwerdeführerinnen in die D.R.
Kongo einen Eingriff in ihr Recht auf Familienleben dar. Dieser Eingriff ist jedoch im
Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK gerechtfertigt.

Zwar sind die Beschwerdeführerinnen legal, mit belgischen Schengen-Visa in das
österreichische Bundesgebiet eingereist, sind jedoch nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer des Visums nicht ausgereist, sondern stellten  XXXX Tage vor
Ablauf am 01.07.2015 die gegenständlichen, letztlich unbegründete Anträge auf
internationalen Schutz. Seither hielten sie sich lediglich aufgrund ihrer vorläufigen
Aufenthaltsberechtigung als Asylwerberinnen im Bundesgebiet auf, wobei sich die
dieser zugrundeliegenden Anträge - wie erwähnt - letztlich als unbegründet erwiesen
haben, sodass zu keinem Zeitpunkt ein gesicherter Aufenthaltsstatus vorlag. Die
Beschwerdeführerinnen leben zwar mit ihrem Bruder bzw. Onkel im gemeinsamen
Haushalt, wobei allerdings darauf Bedacht zu nehmen ist, dass der gemeinsame
Haushalt zu einem Zeitpunkt begründet wurde, zu dem sich die
Beschwerdeführerinnen (und wohl auch ihr Bruder bzw. Onkel) des unsicheren
Aufenthaltsstatus der Beschwerdeführerinnen bewusst gewesen sein mussten.
Daher hätten sie von Beginn an nicht mit einer Fortsetzung ihres Familienlebens mit
ihrem Bruder bzw. Onkel in Österreich rechnen dürfen, zumal sie bereits vom
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl in allen Spruchpunkten negative Bescheide
- einschließlich Rückkehrentscheidung - erhalten haben. Weiters ist davon
auszugehen, dass der Kontakt der Beschwerdeführerinnen zu ihrem Bruder bzw.
Onkel auch aus der Demokratischen Republik Kongo aufrechterhalten werden kann.
Gerade in der heutigen Zeit bestehen - neben Telefon und Brief - zahlreiche
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Möglichkeiten der Kommunikation, wie beispielsweise E-Mail, Skype und diverse
soziale Medien, allen voran Facebook, sodass nicht davon ausgegangen werden
kann, dass es für die Beschwerdeführerinnen nicht möglich sein wird, auch vom
Herkunftsstaat den Kontakt zu ihrem Familienangehörigen aufrechtzuerhalten. Ein
derartiges Vorbringen wurde auch nicht erstattet.

Zum Eingriff in das Familienleben der Beschwerdeführerinnen ist im vorliegenden
Fall darauf zu verweisen, dass der EGMR die Bestimmung des Art. 8 EMRK durch
die Ausweisung eines Fremden dann nicht als verletzt erachtet, wenn das
Familienleben zu einem Zeitpunkt begründet wurde, in dem auf ein dauerhaftes
Familienleben im Gastland nicht mehr vertraut werden durfte. Weiters erachtet der
EGMR eine Übersiedlung in den Heimatstaat des Fremden nicht als übermäßige
Härte für die Familienangehörigen, wenn der Kontakt des Fremden zu den
Familienangehörigen auch von seinem Heimatland aufrechterhalten werden kann
(vgl. VwGH vom 19.02.2009, Zl. 2008/18/0721).

Auch der Eingriff in das Privatleben der Beschwerdeführerinnen ist gemäß Art. 8
Abs. 2 EMRK gerechtfertigt. Diesbezüglich ist zunächst darauf zu verweisen, dass
nach den von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes entwickelten
Grundsätzen dem öffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung eines geordneten
Fremdenwesens eine hohe Bedeutung zukommt. Es besteht nämlich ein großes
öffentliches Interesse an einem geordneten Fremdenwesen, das von Fremden
grundsätzlich verlangt, dass sie nach negativer Erledigung ihres Antrags auf
internationalen Schutz das Bundesgebiet wieder verlassen (vgl. z.B. VwGH vom
15.03.2018, Ra 2018/21/0034). Das öffentliche Interesse an der Einhaltung
fremdenrechtlicher Bestimmungen wird daher nur in Ausnahmefällen vom Interesse
eines Fremden an seinem Privatleben überwiegen.

Das persönliche Interesse des Fremden an einem weiteren Aufenthalt in Österreich
nimmt grundsätzlich mit der Dauer des bisherigen Aufenthalts des Fremden zu. Die
bisherige Rechtsprechung legt allerdings keine Jahresgrenze fest, sondern nimmt
eine Interessensabwägung im Einzelfall vor (vgl. dazu "Chvosta, Die Ausweisung von
Asylwerbern und Art. 8 MRK", ÖJZ 2007, 852ff). Die zeitliche Komponente ist
insofern wesentlich, als - abseits familiärer Umstände - eine von Art. 8 EMRK
geschützte Integration erst nach einigen Jahren im Aufenthaltsstaat anzunehmen ist.
Diesbezüglich hat der Verwaltungsgerichtshof bereits mehrfach zum Ausdruck
gebracht, dass einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren für sich betrachtet
noch keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende Interessensabwägung
zukommt (vgl. VwGH vom 30.07.2015, Ra 2014/22/0055). Weiters ist nach der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch auf die Besonderheiten der
aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das
Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden
Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte
Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH vom 17.12.2007, Zl. 2006/01/0216).

In den vorliegenden Fällen ist bei einer Interessensabwägung jedenfalls zugunsten
der Erstbeschwerdeführerin zu werten, dass sie seit ca. zweieinhalb Jahren ca. drei
Stunden täglich ehrenamtlich in einem Alten- bzw. Pflegeheim mitarbeitet. Zugunsten
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der Zweitbeschwerdeführerin ist zu werten, dass sie eine landwirtschaftliche
Fachschule abgeschlossen hat sowie aktuell eine Höhere Bundeslehranstalt für
wirtschaftliche Berufe besucht und über sehr gute Deutschkenntnisse verfügt. Beide
Beschwerdeführerinnen haben in Österreich einen Freundes- und Bekanntenkreis
und sind strafrechtlich unbescholten. Diesbezüglich ist zunächst einmal darauf zu
verweisen, dass die Umstände, dass ein Fremder perfekt Deutsch spricht sowie
sozial vielfältig vernetzt und integriert ist, - nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes - keine über das übliche Maß hinausgehenden
Integrationsmerkmale darstellen (vgl. VwGH vom 25.02.2010, Zl. 2010/18/0029).
Allerdings sind die Beschwerdeführerinnen nicht selbsterhaltungsfähig erwerbstätig,
sondern leben seit April 2017 von Leistungen aus der staatlichen Grundversorgung
und wurden zuvor von ihrem Bruder bzw. Onkel finanziell unterstützt.

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes zeigt sich bei den
Beschwerdeführerinnen jedenfalls eine Arbeitswilligkeit, die sich bei der
Erstbeschwerdeführerin durch ihre freiwillige Mitarbeit in einem Alten- bzw.
Pflegeheim verdeutlicht und die Erstbeschwerdeführerin in Zusammenhang mit
dieser Tätigkeit eine Einschulung, einen Erste Hilfe Kurs und eine weitere Ausbildung
gemacht hat. Bei der Zweitbeschwerdeführerin zeigt sich ihre grundsätzliche
Bereitschaft zur Arbeitsleistung durch ihren Schulabschluss an einer
landwirtschaftlichen Fachschule sowie daran anschließend durch den Besuch einer
höheren Schule, die mit Matura abschließt. Allerdings ist nicht erkennbar, dass
insbesondere die Erstbeschwerdeführerin versucht hat, ihre
Selbsterhaltungsfähigkeit auch tatsächlich zu erlangen. Wenn sie in der mündlichen
Verhandlung vorbringt, die Kollegen vom  XXXX hätten ihr gesagt, sobald ihre
Papiere in Ordnung seien, würden sie ihr helfen, eine Arbeit zu finden, aber derzeit
dürfe sie nicht arbeiten (vgl. Verhandlungsschrift Seite 8), ist anzumerken, dass es
durchaus - wenn auch eingeschränkt - Arbeitsmöglichkeiten für Asylwerber gibt.
Dass die Erstbeschwerdeführerin den Versuch unternommen hat, einen Antrag auf
Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung bei der zuständigen Behörde zu stellen, ist
weder ihrem Vorbringen noch dem sonstigen Akteninhalt zu entnehmen. In diesem
Zusammenhang kommt es auch nicht entscheidungswesentlich darauf an, ob den
Betroffenen ein "Vorwurf" im Hinblick auf eine unterlassene Integration am
Arbeitsmarkt zu machen ist, sondern darauf, ob ihnen diese objektiv gelungen ist
oder nicht (vgl. VwGH vom 19.04.2012, Zl. 2010/21/0242).

Der Umstand, dass die Beschwerdeführerinnen strafrechtlich unbescholten sind,
stellt laut Judikatur weder eine Stärkung der persönlichen Interessen noch eine
Schwächung der öffentlichen Interessen dar (vgl. VwGH vom 21.01.1999, Zl.
98/18/0420). Der Verwaltungsgerichtshof geht davon aus, dass es von einem
Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhält, als selbstverständlich anzunehmen
ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhält.

Im Hinblick auf die Verfahrensdauer von nicht ganz fünf Jahren ist darauf zu
verweisen, dass diese nicht auf ein Verhalten der Beschwerdeführerinnen
zurückzuführen ist bzw. trifft sie an der Verfahrensdauer keine Schuld und ist ihnen
auch zugute zu halten, dass sie während dieser Zeit Deutschkenntnisse erworben,
ehrenamtlich tätig sind (Erstbeschwerdeführerin) sowie einen Schulabschluss erlangt
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bzw. eine Schulausbildung begonnen haben (Zweitbeschwerdeführerin), sodass den
Beschwerdeführerinnen nach Ansicht der erkennenden Einzelrichterin eine gewisse
Integration zuzugestehen ist. Allerdings ist in den vorliegenden Fällen zu beachten,
dass sich die Beschwerdeführerinnen während ihres gesamten Aufenthalts im
Bundesgebiet ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein mussten, wodurch
ihre Integrationsbemühungen relativiert werden, zumal sie nach wie vor Leistungen
aus der staatlichen Grundversorgung beziehen. In Zusammenhang mit der
Verfahrensdauer ist auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu
verweisen, aus der sich ergibt, dass etwa ab einem zehnjährigen Aufenthalt im
Regelfall die privaten Interessen am Verbleib in Österreich die öffentlichen
Interessen überwiegen können (vgl. VwGH vom 09.05.2003, Zl. 2002/18/0293).
Gleiches gilt für einen siebenjährigen Aufenthalt, wenn eine berufliche und soziale
Verfestigung vorliegt (vgl. VwGH vom 05.07.2005, Zl. 2004/21/0124), was jedoch in
den gegenständlichen Fällen verneint werden kann. Hinzu kommt, dass der bisherige
Aufenthalt der Beschwerdeführerinnen in Österreich (nahezu) ausschließlich auf
ihren Anträgen auf internationalen Schutz gestützt ist, die sich mangels glaubhafter
Fluchtgründe als ungerechtfertigt herausgestellt haben, und sie nach Ablauf der Visa
per XXXX .07.2015 nie über ein anderes Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet verfügt
haben.

Darüber hinaus ist darauf zu verweisen, dass auch noch von einer Bindung der
Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo auszugehen ist. Sie
wurden dort alphabetisiert bzw. sozialisiert, besuchten die Schule und bestritten in
der D.R. Kongo den Großteil ihres Lebens. Ferner erhielt die Erstbeschwerdeführerin
dort eine Berufsausbildung als diplomierte Krankenschwester und war in diesem
Beruf auch jahrelang tätig. Weiters haben die Beschwerdeführerinnen nach wie vor
soziale und familiäre Anknüpfungspunkte in der D.R. Kongo, wobei, insbesondere im
Hinblick auf die Erstbeschwerdeführerin, darauf zu verweisen ist, dass neben ihrer
Mutter und ihrem Ehegatten auch noch vier ihrer Kinder in der Demokratischen
Republik Kongo leben und wohl angenommen werden kann, dass die emotionale
Bindung der Erstbeschwerdeführerin als Mutter zu ihren vier Kindern stärker ist als
die Bindung zu ihrem Bruder. In diesem Zusammenhang ist nochmals darauf zu
verweisen, dass die beiden Beschwerdeführerinnen gemeinsam in die D.R. Kongo
zurückkehren werden, sodass die Familieneinheit zwischen ihnen gewahrt bleibt.
Auch kann nicht gesagt werden, dass sie nach einer Abwesenheit von nicht ganz
fünf Jahren ihrem Kulturkreis völlig entrückt wären, sodass sich die
Beschwerdeführerinnen in der Demokratischen Republik Kongo problemlos wieder
eingliedern können.

Den privaten Interessen der Beschwerdeführerinnen an einem weiteren Verbleib in
Österreich stehen die öffentlichen Interessen an der öffentlichen Sicherheit sowie an
einem geordneten Fremdenwesen gegenüber. Nach ständiger Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (vgl. z.B. VwGH
vom 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251).

Die öffentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung, die sich insbesondere im
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Interessen an der Einhaltung fremdenrechtlicher Vorschriften sowie darin
manifestieren, dass das Asylrecht (und die mit der Einbringung eines Antrags auf
internationalen Schutz verbundene vorläufige Aufenthaltsberechtigung) nicht zur
Umgehung der allgemeinen Regelungen eines geordneten Zuwanderungswesens
dienen darf, wiegen im vorliegenden Fall schwerer als die familiären und privaten
Interessen der Beschwerdeführerinnen an einem Verbleib in Österreich.

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist das
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl somit zu Recht davon ausgegangen, dass
das öffentliche Interesse an der Beendigung des unrechtmäßigen Aufenthaltes der
Beschwerdeführerinnen im Bundesgebiet das persönliche Interesse der
Beschwerdeführerinnen am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und daher durch die
angeordnete Rückkehrentscheidung eine Verletzung des Art 8 EMRK nicht vorliegt.
Auch sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen, dass im gegenständlichen
Fall eine Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig wäre. Die Erlassung einer
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG stellt sohin keine Verletzung der beiden
Beschwerdeführerinnen in ihrem Recht auf Privat- und Familienleben gemäß § 9
Abs. 2 BFA-VG iVm Art. 8 EMRK dar.

3.3.4. Zur Zulässigkeit der Abschiebung:

3.3.4.1. Gemäß § 52 Abs. 9 FPG ist mit der Rückkehrentscheidung gleichzeitig
festzustellen, ob die Abschiebung des Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen
oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung
des Drittstaates, in den der Drittstaatsangehörige abgeschoben werden soll, aus vom
Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich ist.

Gemäß § 46 Abs. 1 FPG sind Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung, eine
Anordnung zur Außerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot
durchsetzbar ist, von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Auftrag
des Bundesamtes zur Ausreise zu verhalten (Abschiebung), wenn

1. die Überwachung ihrer Ausreise aus Gründen der Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung oder Sicherheit notwendig scheint,

2. sie ihrer Verpflichtung zur Ausreise nicht zeitgerecht nachgekommen sind,

3. auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, sie würden ihrer
Ausreiseverpflichtung nicht nachkommen, oder

4. sie einem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot zuwider in das Bundesgebiet
zurückgekehrt sind.

3.3.4.2. Mit dem angefochtenen Bescheid wurde festgestellt, dass die Abschiebung
der Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo zulässig ist. Wie
sich aus den Länderfeststellungen und aus den Feststellungen zu den
Beschwerdeführerinnen ergibt, besteht keine Gefahr, dass durch ihre Abschiebung
Art. 2 oder Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt
wird oder für die Beschwerdeführerinnen als Zivilpersonen mit der Abschiebung eine
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ernsthafte Bedrohung ihres Lebens oder ihrer Unversehrtheit infolge willkürlicher
Gewalt im Rahmen eines innerstaatlichen oder internationalen Konfliktes verbunden
wäre. Auch sonst besteht kein Abschiebehindernis gemäß § 50 Abs. 2 oder Abs. 3
FPG, - ein solches wurde weder substanziiert von den Beschwerdeführerinnen
vorgebracht noch ist es aus den Akteninhalten ersichtlich - sodass das Bundesamt
die Abschiebung der Beschwerdeführerinnen in die Demokratische Republik Kongo
zurecht für zulässig erklärt hat.

3.3.5. Zur Verlängerung der Frist für die freiwillige Ausreise:

3.3.5.1. Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52
leg. cit. zugleich eine Frist für die freiwillige Ausreise festgelegt. Die Frist für die
freiwillige Ausreise beträgt nach § 55 Abs. 2 FPG 14 Tage ab Rechtskraft des
Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom Bundesamt vorzunehmenden
Abwägung festgestellt wurde, dass besondere Umstände, die der
Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu
berücksichtigen hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung
geführt haben, überwiegen. Gemäß § 55 Abs. 3 leg. cit. kann, wenn besondere
Umstände überwiegen, die Frist für die freiwillige Ausreise einmalig mit einem
längeren Zeitraum als den 14 Tagen festgesetzt werden.

3.3.5.2. Derartige besondere Umstände sind in den gegenständlichen Fällen wegen
der aktuell vorliegenden Pandemie aufgrund des Corona-Virus hervorgekommen,
weshalb die Frist für die freiwillige Ausreise bis zum 30.06.2020 festzusetzen ist. Es
ist zum Entscheidungszeitpunkt davon auszugehen, dass die
Beschwerdeführerinnen bis zu diesem Datum alle notwendigen Verfügungen für ihre
freiwillige Ausreise treffen können, zumal bereits mit 01.05.2020 die COVID-19-
Lockerungsverordnung (COVID-19-LV, BGBl. II Nr. 197/2020) in Kraft getreten ist
und im nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt davon auszugehen ist, dass in näherer
Zukunft weitere Lockerungen folgen werden.

Da alle gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung einer
Rückkehrentscheidung und die gesetzte (verlängerte) Frist für die freiwillige Ausreise
vorliegen, war die Beschwerde gegen die Rückkehrentscheidungen und jene gegen
die Frist für die freiwillige Ausreise (Spruchpunkte III. der angefochtenen Bescheide)
ebenso wie jene gegen die Spruchpunkte I. und II. der angefochtenen Bescheide als
unbegründet abzuweisen.

3.4. Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133
Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Aus-spruch ist kurz zu begründen. Nach Art. 133 Abs.
4 erster Satz B-VG idF BGBl. I Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht,
eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung
nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. die unter Punkt II.3.2.
angeführten Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes) ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Das
Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine
ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes stützen, die bei den
jeweiligen Erwägungen wiedergegeben wurde. Insoweit die in der rechtlichen
Beurteilung angeführte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu früheren
Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes
auf die inhaltlich meist völlig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden
Rechtslage unverändert übertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

4. Daher war nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung spruchgemäß zu
entscheiden.


